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(Beginn um 11 Uhr.) 
Präsident Prof Harry Kopietz : Einen schönen guten 

Morgen, werte Kolleginnen, werte Kollegen! Ich wünsche 
nachträglich persönlich für Sie Gesundheit und Glück im 
heurigem Jahr und eröffne damit die 21. Sitzung des 
Wiener Landtages. 

Entschuldigt hat sich krankheitshalber der Zweite 
Präsident Herzog, dem ich von dieser Stelle gleich alles 
Gute wünschen möchte. Er hatte einen Unfall, wurde von 
einem Auto angefahren. Ich hoffe, dass er sich bald 
wieder erholt! Im Urlaub befinden sich Frau LhptmStin 
Mag Brauner, Abg Baxant, Abg Hebein, Abg Hufnagl, 
Abg Lindenmayr, Abg Niedermühlbichler, Abg Peschek, 
Abg Seidl, Abg Strobl, Abg Dr Aigner, Abg Univ-Prof Dr 
Eisenstein, Abg Mag Feldmann, Abg Mag Neuhuber und 
Abg Dipl-Ing Stiftner. 

Wir kommen damit zur Fragestunde. 
Die 1. Frage (FSP - 04814-2012/0001 - KGR/LM) 

wurde von Herrn Abg Mag Christoph Chorherr gestellt 
und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäfts-
gruppe Stadtentwicklung gerichtet. (Mit der 25. StVO-
Novelle, die Ende letzten Jahres bereits den Verkehrs-
ausschuss des Nationalrates passiert hat, sollen neue 
rechtliche Instrumente geschaffen werden, die sich posi-
tiv auf den FußgängerInnen- und Radverkehr auswirken 
können. Welches sind aus Ihrer Sicht die Regelungen, 
die für das Land Wien wesentliche Auswirkungen haben 
werden?) 

Bitte, Frau Stadträtin. 
LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter!  
Grundsätzlich ist die 25. Novelle der Straßenver-

kehrsordnung aus Sicht der Stadt Wien zu begrüßen. Sie 
erfüllt viele langjährige Forderungen der österreichischen 
Städte und Gemeinden.  

Ich komme jetzt im Detail dazu. 
Forderung Nummer 1 – Fahrradstraßen: Mit dieser 

Novelle wurde nach dem Vorbild der deutschen Straßen-
verkehrsordnung die Fahrradstraße eingeführt. Diese 
wird es, ähnlich einer Busstraße oder Busspur, in Zu-
kunft ermöglichen, eine ganze Straße dem Fahrradver-
kehr vorzubehalten beziehungsweise den Radverkehr 
diesfalls stark zu bevorzugen. Anderer Fahrzeugverkehr 
ist beschränkt möglich, dies betrifft insbesondere Fahr-
zeuge des öffentlichen Sicherheitsdienstes, aber zum 
Beispiel auch Fahrzeuge der Müllabfuhr oder von Ge-
brechensdiensten. Darüber hinaus hat die zuständige 
Behörde die Möglichkeit, Anrainerverkehr auch mit dem 
Auto zuzulassen, wenn die lokalen Gegebenheiten dies 
erfordern.  

Zur Vermeidung von Konflikten zwischen Radfahrern 
und anderen Fahrzeugverkehren gilt generell eine er-
laubte Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h sowie ein 
besonderes Rücksichtnahmegebot gegenüber Radfahre-
rInnen. Letzteren ist das Nebeneinanderfahren erlaubt. 

Zur zweiten Forderung – Einrichtung von Begeg-
nungszonen: Eine weitere wichtige Neuerung ist die 
Möglichkeit der Verordnung einer Begegnungszone. Die 
Begegnungszone schließt die bestehende Lücke zwi-
schen den Fahrzeugverkehr stark einschränkenden 

Instrumenten wie der Fußgängerzone und der Wohn-
straße und bloßen Geschwindigkeitsbeschränkungen. In 
der Begegnungszone ist es Fußgängerinnen und Fuß-
gängern erlaubt, die Fahrbahn zu benützen, sodass 
ihnen die gesamte Straße zu Verfügung steht.  

In der Begegnungszone gilt eine Höchstgeschwindig-
keit von 20 km/h. Eine solche Beschränkung der Ge-
schwindigkeit des Fahrzeugverkehrs ist aus Gründen der 
Verkehrssicherheit grundsätzlich erforderlich. Lediglich 
wenn es im Einzelfall hilft, den Verkehr leichter und flüs-
siger zu machen, ohne dabei die Verkehrssicherheit zu 
beeinträchtigen, darf diese Höchstgeschwindigkeit auf 
30 km/h erhöht werden. Grundgedanke der Begeg-
nungszone ist die gemeinsame und durchmischte Nut-
zung der Verkehrsfläche auf Basis gegenseitiger Rück-
sichtnahme.  

Die dritte wesentliche Forderung der Städte und Ge-
meinden, die nun erfüllt ist, ist die Flexibilisierung der 
Radwegebenutzungspflicht. Es wird also in dieser Stra-
ßenverkehrsordnungs-Novelle der langjährigen Forde-
rung nach einer Modifizierung der grundsätzlichen Be-
nützungspflicht von Radwegen beziehungsweise Geh- 
und Radwegen durch Radfahrer Rechnung getragen. 
Wird in Zukunft ein Radweg oder Geh- und Radweg 
geschaffen, so hat die Behörde die Möglichkeit, festzule-
gen, dass keine Benützungspflicht besteht. Dabei ist zu 
prüfen, ob diese Maßnahme dem Radverkehr förderlich 
ist und die konkrete Verkehrssituation dies unter dem 
Blickpunkt der allgemeinen Verkehrssicherheit, aber 
auch der Leichtigkeit und Flüssigkeit des sonstigen Ver-
kehrs zulässt.  

Hinsichtlich bestehender Anlagen hat die Behörde 
die Möglichkeit, zu prüfen, ob eine Aufhebung der Be-
nützungspflicht in Frage kommt. Gegebenenfalls ist die 
Beschilderung entsprechend zu ändern.  

Weitere wichtige Punkte aus der 25. Straßenver-
kehrsordnungs-Novelle: Neben der Änderung bei der 
Ausstellung eines Behindertenpasses sieht die StVO-
Novelle Parkerleichterungen für Hebammen vor. Zusätz-
lich wird, wie es bei Kraftfahrern schon seit mehreren 
Jahren vorgeschrieben ist, aus Gründen der Verkehrssi-
cherheit in Zukunft auch Radfahrern das Telefonieren 
während der Fahrt untersagt. 

Fazit: Die neu in die StVO aufgenommene Fahr-
radstraße und die Begegnungszone werden zweifellos 
zu einer Attraktivierung des Fahrradverkehrs und auch 
des Fußgängerverkehrs führen, was in umweltpolitischer 
Hinsicht sehr positiv zu werten ist. Je nachdem, in wel-
chem Ausmaß seitens der Behörden von diesen neuen 
Möglichkeiten Gebrauch gemacht wird, werden diese 
Änderungen zum einen deutlich zu einer Förderung des 
Radverkehrs beitragen und zum anderen werden die 
Begegnungszonen auch für Fußgängerinnen und Fuß-
gänger ein attraktives Verkehrsumfeld bieten. 

Die Novelle tritt mit 31.3.2013 in Kraft. Hinsichtlich 
der Änderungen in Bezug auf Personen mit Behinderun-
gen wurde der 1. Jänner 2014 als Datum des Inkrafttre-
tens festgelegt.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke, Frau Stadträ-
tin. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mahdalik. – Bitte. 
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Abg Anton Mahdalik  (Klub der Wiener Freiheitli-

chen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!  
Im Zusammenhang mit dem Radverkehr möchte ich 

den Umbau der Ottakringer Straße noch einmal anspre-
chen. Dort wird ja wegen des Baus eines Radweges der 
Autoverkehr von einem eigenen Fahrstreifen auf die 
Schienen der Straßenbahnlinie 44 umgeleitet, wodurch 
diese natürlich behindert und unattraktiver gemacht wird. 

Daher meine Frage: Sind Sie dafür, dass dieses Bei-
spiel Schule macht und der öffentliche Verkehr zu Guns-
ten des Radverkehrs behindert wird?  

LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 
Herr Gemeinderat! 

Die Umgestaltung der Ottakringer Straße hat auch 
angenehme Nebeneffekte zur Erleichterung des Radver-
kehrs. Das wird ja künftig eine wichtige Route sein, wel-
che die Vorstadt mit dem Zentrum verbindet. Aber ich will 
der Fairness und auch der Vollständigkeit halber darauf 
hinweisen, dass das Konzept der Neugestaltung der 
Ottakringer Straße unter Bürgerinnen- und Bürgerbeteili-
gung entstanden ist. Dabei lag das Augenmerk viel mehr 
auf Verbesserungen für Fußgängerinnen und Fußgän-
ger. Schlussendlich haben also die Änderungen, auf die 
Sie jetzt zu sprechen kommen, primär auch damit zu tun, 
dass an vielen Stellen die Gehsteige verbreitert werden 
und dass, wie gesagt, die Aufenthaltsqualität insgesamt 
auf der Straße verbessert werden soll.  

Daher würde ich mir in Summe wünschen, dass das 
Beispiel der Ottakringer Straße Schule macht, und zwar 
insbesondere in folgender Hinsicht: Erstens ist das neue 
Konzept, wie gesagt, unter Beteiligung von mehr als 600 
Bürgerinnen und Bürgern, die in der Umgebung wohnen, 
entstanden. Zweitens kommt es hier zu einer Verbreite-
rung und Attraktivierung der Gehsteige. Drittens kommt 
es auch zu Verbesserungen für den Radverkehr. Und 
damit Punkt.  

Manchmal, wenn all diese Nutzungen nicht parallel 
nebeneinander möglich sind, muss man eben schluss-
endlich Entscheidungen treffen, gemäß welchen sich 
über bestimmte Abschnitte auch Autos und die Straßen-
bahn dieselbe Fahrfläche teilen müssen. Das sollte, wie 
gesagt, nach Möglichkeit überall dort, wo Platz ist, nicht 
der Fall sein, aber am Ende liegt die Priorität bei den 
Fußgängern und Fußgängerinnen.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 2. Zusatz-
frage stellt Herr Abg Ing Mag Dworak. – Bitte, Herr Ab-
geordneter.Abg Ing Mag Bernhard Dworak  (ÖVP-Klub 
der Bundeshauptstadt Wien): Einen schönen guten Mor-
gen, Frau Stadträtin! 

Meine Frage zur neuen Novelle bezieht sich auf die 
Radwegebenutzungspflicht: Es gilt als Problem, wenn 
man teure Radwege baut und dann diese Benutzungs-
pflicht aufhebt. Sie haben ausgeführt, dass in der neuen 
StVO diese Möglichkeit besteht. Planen Sie beispiels-
weise die Aufhebung der Radwegebenutzungspflicht auf 
dem Ring?  

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Frau Stadträtin.  
LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! 
Speziell im Zusammenhang mit dem Ring wäre es 

meinerseits verfrüht, jetzt eine Antwort zu geben. Wir 
werden das selbstverständlich prüfen, aber ich kann dem 
Ergebnis einer gründlichen und gewissenhaften Prüfung 
nicht vorgreifen. Auf dem Ring haben wir, wie Sie wis-
sen, sehr heftigen Verkehr. Darüber hinaus haben wir 
auch eine absolute Überlastung jener Flächen, die der-
zeit den Fußgängern und dem Radverkehr vorbehalten 
sind. Außerdem gibt es einige Gefahrenstellen, bei wel-
chen es – wie ich einmal sagen möchte – eine Kunst ist, 
diese entsprechend zu entschärfen.  

Man muss sich einfach anschauen, was dafür jeweils 
die beste Lösung sein wird. Auf alle Fälle ist die Flexibili-
sierung der Benutzungspflicht ein zusätzlicher Aspekt, 
den wir bei unserer Prüfung sicherlich genau berücksich-
tigen werden. 

Ich meine nur, dass wir grundsätzlich zwei Dinge 
auseinanderhalten sollen. 

Radwege braucht es und wird es auch weiterhin 
brauchen, weil es sehr viele junge Menschen, ältere 
Menschen und darüber hinaus Familien mit kleinen Kin-
dern oder Neueinsteiger im Bereich des Radfahrens gibt, 
die sich gar nicht trauen, auf der Fahrbahn zu fahren und 
die auf gute Radfahranlagen angewiesen sind, um ihre 
täglichen Wege mit dem Rad mit einem objektiven wie 
auch subjektiven Sicherheitsgefühl zurücklegen zu kön-
nen. Darüber hinaus gibt es aber sehr viele sehr versier-
te, geübte und sehr schnelle Radfahrer, die durchaus auf 
der Fahrbahn fahren können und wollen und die dies 
künftig auch dürfen.  

Die Entflechtung – wenn man so sagen will – dieser 
beiden Gruppen oder, besser gesagt, das Wegbringen 
von schnellen Radfahrern von den Radwegen hin zur 
Fahrbahn hat Vorteile für beide Gruppen, und zwar ins-
besondere auch deswegen, weil es viele Radfahranlagen 
gibt, auf denen wir derzeit Überlastungserscheinungen 
und auch Gefährdungen der Radfahrerinnen und Rad-
fahrer untereinander haben, weil eben die einen sehr 
schnell fahren und überholen, während die anderen sehr 
langsam sind. Darüber hinaus kommt es überall dort, wo 
wir eine Überlastung haben, zu gefährlichen und auch 
sehr bedrängten Situationen. 

Mein Zugang ist es, selbstverständlich weiterhin ge-
eignete Radfahranlagen entstehen zu lassen, aber ge-
nau zu überprüfen, wo es Überlastungen gibt, und dort 
dann ganz besonders dafür zu sorgen, dass man mit 
geeigneten Maßnahmen, sei dies einerseits eine 
Radstraße, sei dies andererseits die Aufhebung der 
Radwegebenutzungspflicht, dafür zu sorgen, dass diese 
zwei Gruppen, wie gesagt, möglichst entflochten werden. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die dritte und 
letzte Zusatzfrage stellt Abg Mag Chorherr. – Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abg Mag Christoph Chorherr  (Grüner Klub im Rat-
haus): Frau Vizebürgermeisterin!  

Ich möchte auf diese wichtige Novelle insofern Bezug 
nehmen, als sie auch die Aufhebung der Radwegebe-
nützungspflicht betrifft. Wir GRÜNE haben uns sehr 
lange dafür eingesetzt, und das ist jetzt ein großer 
Schritt, der vieles in Wien, glaube ich, erleichtern wird. 
Sie haben es schon angesprochen: Die Novelle tritt 
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bereits in wenigen Monaten in Kraft. – Können wir jetzt 
damit rechnen, dass zügig eine oder mehrere Straßen 
geöffnet werden? Wie ist das diesbezügliche Ausbau-
programm in Ihrem Ressort? Wie schnell wird das ge-
hen, und welche Art von Straßen wäre da denkbar? 

LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 
Herr Gemeinderat! 

Eine Festlegung meinerseits gibt es auf alle Fälle: 
Erstens möchte ich umgehend sämtliche Radwege, die 
wir in der Stadt derzeit haben, überprüfen und erheben 
lassen, wo überall die Aufhebung der Radwegebenut-
zungspflicht denkbar, machbar und zulässig ist, und dies 
dann auch entsprechend veranlassen, wobei klar ist: 
Überall dort, wo die Prüfung ergibt, dass es der Sicher-
heit abträglich ist, wird dies nicht erfolgen, und ich bin 
froh, dass die Bestimmung uns tatsächlich diese flexible 
Handhabung ermöglicht.  

Zweitens möchte ich, da jetzt die Schaffung von 
Radstraßen und deren eindeutige Regelung in der Stra-
ßenverkehrsordnung, womit auch ein entsprechendes 
Zeichen gesetzt wurde, in ganz Österreich begrüßt wird, 
das Gespräch mit den zuständigen Bezirksvorsteherin-
nen und Bezirksvorstehern erneut aufnehmen bezie-
hungsweise – wie man korrekterweise sagen muss – 
fortführen, denn diesbezügliche Gespräche gibt es ja seit 
einiger Zeit, und zwar mit dem Ziel, sehr zügig im Laufe 
des Jahres 2013 weitere Radstraßen in Wien festzule-
gen.  

Uns allen ist nämlich bewusst: Es braucht im We-
sentlichen in jedem Bezirk eine zentrale Verbindungsrou-
te aus dem Bezirk in Richtung Zentrum, vielleicht auch in 
Richtung jenseits der Donau oder unter Umständen 
sogar mehr. Wir haben es hier nämlich mit einer sehr 
großen Fläche zu tun. Ich rufe auch in Erinnerung, dass 
im 22. Bezirk mit übrigens 8 Prozent Radverkehrsanteil 
Wien-weit der absolute Rekord an Radfahrerinnen und 
Radfahrern gehalten wird. Darüber hinaus wird es natür-
lich sinnvoll sein, darüber nachzudenken, inwieweit eini-
ge wenige tangentiale Routen entstehen können. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke.  
Wir kommen damit zur nächsten Frage (FSP - 

04813-2012/0001 - KFP/LM), die von Herrn Abg Mag 
Gudenus gestellt wird und an den Herrn Landeshaupt-
mann gerichtet ist. (Erst nach dem Gemeinderatsbe-
schluss mit der Festsetzung der Fragestellung zu kos-
tenpflichtiger Parkraumbewirtschaftung, Solarenergie, 
Wasserprivatisierung oder Olympia und des Termins 
dieser Volksbefragung kommt die Stadt Wien in Person 
des Herrn Landeshauptmannes darauf, dass der Termin 
für die Befragung gar nicht eingehalten werden kann, 
weil innerhalb von zwei Monaten nach der angekündig-
ten Wiener Volksbefragung ein Volksbegehren auf Bun-
desebene stattfindet. Das verstößt gegen § 112b der 
Wiener Stadtverfassung. Nun findet eine Landtagssit-
zung statt, um nachträglich eine gesetzliche Änderung 
der einschlägigen Bestimmung herbeizuführen, obwohl 
eine solche nach Beschlussfassung zur Volksbefragung 
juristisch mehr als fraglich ist. Schon bei der Fragestel-
lung zum „Parkpickerl“ als auch bei der Fragestellung zu 
dieser Wiener Volksbefragung, die erst nach zwei Abän-

derungen in letzter Minute abstimmungsreif wurden, kam 
es zu zahlreichen Problemen. Was werden Sie unter-
nehmen, damit im Bereich der Landesvollziehung derar-
tiger Dilettantismus nicht Platz greift?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann. 
Lhptm Dr Michael Häupl : Sehr geehrter Herr Klub-

obmann! 
Dazu, was ich feststellen kann und was ich nicht 

feststellen kann: Was ich feststellen kann, ist, dass im 
Jahr 2013 das stattfindet, was wir alle uns im besonde-
ren Ausmaß, zumindest verbal, immer wieder wünschen, 
nämlich eine Ausnutzung der direkten Demokratie. Es 
wird eine Volksbefragung seitens des Bundes über die 
Frage Wehrpflicht versus Berufswehr beziehungsweise 
Zivildienst versus freiwilliges Sozialjahr geben. Ein 
Volksbegehren, das zur Durchführung kommen soll, ist 
anberaumt. Zudem findet das statt, was in der parlamen-
tarischen Demokratie eine periodische Wiederkehr fin-
det, nämlich Nationalratswahlen. Nicht rechtlich verbind-
lich für uns, aber doch politisch beachtbar, wird im kom-
menden Jahr überdies eine Reihe von Landtagswahlen 
stattfinden.  

Daher war die Frage der Terminisierung dieser Be-
fragung in Wien mit Sicherheit keine leichte. Die Be-
stimmung der Zwei-Monate-Distanz stammt aus einer 
Zeit, als zweifelsfrei die Formen der direkten Demokratie 
bei Weitem nicht so genutzt wurden, wie das nunmehr 
der Fall ist. Daher scheint mir eine Änderung dieser 
Bestimmung in der Wiener Stadtverfassung durchaus 
vernünftig und richtig zu sein. Das kann ich feststellen. 

Was ich nicht feststellen kann, ist ein Dilettantismus 
in der Verwaltungsvollziehung. Das sehe ich leider nicht, 
und daher kann ich Ihre Frage auch nicht beantworten. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 1. Zusatz-
frage stellt Herr Abg Gudenus. – Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (Klub der Wiener 
Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Zuerst einmal alles Gute für das neue Jahr 2013! Es 
freut mich, dass wir einander schon etwas früher sehen, 
als ursprünglich geplant, nämlich drei Wochen früher. Ich 
hätte es auch selbst kaum mehr ausgehalten und freue 
mich, dass wir heute schon etwas früher diskutieren 
können als erst Ende Jänner. Wie heißt es so schön? – 
2013, ein gutes Jahr, beginnt mit einem rückwirkend 
sanierten Verfassungsgesetz. So kann man es auch 
sehen. Das sollte das Motto des heutigen Tages sein. 

Allerdings, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, es 
ist doch auch einiges festzustellen, was die Genese 
dieser Volksbefragung betrifft, die ja, wenn heute das 
Verfassungsgesetz geändert wird, voraussichtlich An-
fang März stattfinden wird. – Ich kann mich erinnern: Als 
die Unterschriften bezüglich der Initiierung einer Volksbe-
fragung zum Thema Parkpickerlerweiterung seitens ÖVP 
und FPÖ gerade gesammelt wurden, haben Sie schon 
gesagt, dass die Fragestellung verfassungswidrig ist. 
Das wurde im Dezember dann auch vom Verfassungs-
dienst des Rathauses und vom Berufungssenat bestätigt. 
Inzwischen haben Sie aber schon angekündigt, dass es 
noch am Ende des letzten Jahres eine Volksbefragung 
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zu mehreren anderen Fragen der Verkehrspolitik in Wien 
geben wird. Das wurde dann auf Jänner und mittlerweile 
auf März verschoben.  

Im Gemeinderat am 14. Dezember des vergangenen 
Jahres wurden dann die vier Fragen gemäß einem Be-
schlussantrag beschlossen, und einzelne Fragestellun-
gen, die die Verkehrspolitik beziehungsweise die 
Parkpickerlerweiterung betreffen, wurden ziemlich kurz-
fristig noch einige Minuten vor Beschlussfassung umge-
ändert, weil sie sonst dem Bescheid des Berufungssena-
tes nicht entsprochen hätten und rechts- oder verfas-
sungswidrig gewesen wären. (Abg Dr Kurt Stürzenbe-
cher: Wo ist die Frage?) Nach dem Beschluss im Ge-
meinderat kommt man aber drauf, dass .... (Abg Christi-
an Deutsch: Wo ist Ihre Frage?)  

Präsident Prof Harry Kopietz  (unterbrechend): Zur 
Frage, Herr Kollege Gudenus! 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (fortsetzend): Die 
Frage kommt gleich! 

Nach dem Beschluss ist man draufgekommen, dass 
die festgesetzte Volksbefragung dem § 112b der Stadt-
verfassung widerspricht. Ich frage mich in Anbetracht 
dessen wirklich, ob hier ein wichtiges direkt-
demokratisches Mittel auch seriös durchgesetzt wird. 
(Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ist das eine Selbstfra-
gestunde? – Heiterkeit bei der SPÖ.)  

Herr Landeshauptmann! Nun die Frage an Sie: Glau-
ben Sie nicht, dass diese Art der heutigen Gesetzes- und 
Verfassungsänderung ein typischer Fall von Anlassge-
setzgebung ist? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Landes-
hauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl : Sehr geehrter Herr Klub-
obmann! 

Natürlich können wir die Fragestunde wesentlich ver-
einfachen, wenn Sie sich gleich selbst fragen. Das hätte 
eine Menge für sich! (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.)  

Sie haben sich nämlich die Antwort ohnehin schon 
selbst darauf gegeben. So gesehen wäre das eine echte 
Geschäftsordnungsfrage, die man vielleicht diskutieren 
sollte, um Fragestunden zu vereinfachen. 

Ich möchte auf ein wesentliches Detail eingehen, zu 
dem Sie mich nun in der Tat zu befragen haben, nämlich 
auf die Terminfestsetzung: Ich darf daran erinnern, dass 
ich in der damaligen Mitteilung gesagt habe, dass ich mir 
wünschen würde, dass wir dies Anfang März machen 
sollten, und zwar deswegen, weil zu diesem Zeitpunkt 
völlig klar war, dass wir unter Berücksichtigung der Ter-
minisierung der Woche für die Eintragung zu dem Volks-
begehren auf Bundesebene, das unter anderem auch 
eine Wahlrechtsänderung beinhalten soll, eigentlich erst 
Mitte oder Ende Dezember zu unserer Volksbefragung 
kommen könnten.  

Dass das keine vernünftige Situation sein kann, liegt 
auf der Hand, und nachdem man davon ausgehen kann, 
dass es auch in Zukunft eine entsprechende Nutzung der 
Instrumente direkter Demokratie geben wird, denke ich, 
dass es eine vernünftige Lösung ist, dass man – was 
selten genug vorkommt – die Verfassung hier in diesem 
Punkt ändert und zwei Monate nunmehr durch einen 

Monat ersetzt. Und es scheint nicht gerade gravierend 
viel Arbeit zu sein, wenn man hergeht und sagt, dass das 
der Nutzung der direkten Demokratie dient und uns letzt-
lich von Zwängen befreit.  

Aber ich würde mir wünschen, dass Sie gerade vor 
dem Hintergrund der letzten Gemeinderatssitzung auch 
mit der parlamentarischen Arbeit hier etwas milder um-
gehen, denn wenn ich mir Ihre letzte Dringliche Anfrage 
vergegenwärtige, dann weiß ich, was Sie unter Dilettan-
tismus verstehen. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Mag Diet-
bert Kowarik: Mit vollen Hosen ist leicht stinken!) 

Präsident Prof Harry Kopietz : Die 2. Zusatzfrage 
stellt Herr Abg Dr Ulm. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 

Grundsätzlich wäre es erfreulich, wenn es zu einer 
Regelung kommt, die mehr Demokratie möglich macht 
und mehr direkte Demokratie erleichtert. Im konkreten 
Fall geht es aber genau um die Wiener Volksbefragung, 
die ja nur deshalb stattfindet, weil 100 000 Bürger ein 
Verlangen auf Abhaltung einer Volksbefragung gestellt 
haben. Und in diesem Zusammenhang ist mir die Fest-
stellung, wie die Fragen materiell ausschauen, wichtiger 
als die Diskussion über den konkreten Zeitpunkt dieser 
jetzt stattfindenden Volksbefragung. Wichtig ist mir vor 
allem, wie die Frage 1 zum Parkpickerl und zur Park-
raumbewirtschaftung aussieht, und im Hinblick darauf 
muss ich feststellen, dass diese – um es freundlich zu 
formulieren – wenig präzise, sondern ziemlich mehrdeu-
tig formuliert ist.  

Jedenfalls wird man die beiden Varianten aber so in-
terpretieren müssen, dass sich der Bürger nur entschei-
den kann zwischen einer Ausdehnung der Parkraumre-
gelung hinsichtlich einzelner Bezirke oder hinsichtlich 
des ganzen Wiener Gemeindegebiets.  

Ich frage Sie daher: Was empfehlen Sie demjenigen 
Wähler, der überhaupt gegen die Ausdehnung von Park-
raumregelungen ist? (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Landes-
hauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl : Sehr geehrter Herr Ge-
meinderat! 

Die wenigen, die es noch gibt, die tatsächlich dieser 
Auffassung sind, werden vermutlich zu jenen gehören, 
die an der Volksbefragung nicht teilnehmen werden. Das 
bedaure ich sehr! Sie werden nämlich gerade auch in 
den Bezirken, wo es ÖVP-Bezirksvorsteher beziehungs-
weise -vorsteherinnen gibt, ganz interessante Meinungs-
änderungen festgestellt haben. Jedenfalls haben das 
Ihre Bezirksvorsteher getan. Und ich bin schon sehr 
neugierig, welche Ergebnisse es bei den hoffentlich unter 
normalen Bedingungen und Usancen stattfindenden, von 
Ihnen angekündigten Bezirksvolksbefragungen in den 
zwei Bezirken geben wird. Aber das werden wir ja am 
Ende des Tages letztlich sehen. 

Ich meine also, das ist eine sehr einfache Interpreta-
tionsgeschichte, die vermutlich auch für Sie interessant 
werden wird, ob nämlich in Zukunft die Bezirke einbezo-
gen werden oder nicht. Ich bin dafür, dass die Bezirke in 
solche Entscheidungen einbezogen werden. 
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Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 3. Zusatz-

frage stellt Herr Abg Ellensohn. – Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

Abg David Ellensohn  (Grüner Klub im Rathaus): 
Herr Landeshauptmann! 

Ich glaube, wir alle in diesem Haus sind uns materiell 
einig – machen allerdings jetzt ein Politspektakel dar-
aus –, dass es gut ist, wenn diese Fristen verkürzt wer-
den. Ich beziehe mich daher in meiner Frage nicht auf 
den Termin der Volksbefragung. Ich glaube nämlich, wir 
sind froh, wenn wir das heute Nachmittag oder schon 
heute Vormittag so ändern, dass in Zukunft in puncto 
Befragungen für die Bürgerinnen und Bürger mehr Mög-
lichkeiten bestehen. 

Vielmehr betrifft meine Frage etwas, was Sie ange-
sprochen haben. Ich bin mir allerdings nicht sicher, ob 
das in Ihren Kompetenzbereich fällt. Es geht um den 
Dilettantismus des Fragestellers beziehungsweise der 
fragestellenden Fraktion, den Sie angesprochen haben: 
Sehen Sie irgendwelche Möglichkeiten, die Sie als Lan-
deshauptmann oder die Regierungsfraktionen haben, um 
den Dilettantismus der Oppositionsparteien etwas zu 
reduzieren? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Landes-
hauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl : Sehr geehrter Herr Klub-
vorsitzender! 

Nachdem ich mir im Laufe der doch geraumen Zeit, 
die ich als Bürgermeister tätig sein darf, über die Gren-
zen meiner pädagogischen Fähigkeiten klar geworden 
bin, werde ich das wahrscheinlich verneinen müssen. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 4. Zusatz-
frage stellt Abg Mag Gudenus. – Bitte, Herr Abgeordne-
ter. 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (Klub der Wiener 
Freiheitlichen): Man kann meinem Vorfragesteller nur 
den Spiegel vorhalten, was Einfallslosigkeit und Dilettan-
tismus betrifft.  

Ich darf aber dem Herrn Landeshauptmann in Bezug 
auf die Volksbefragung 2010 kurz ein Statement zitieren. 
Damals haben mehr als 100 000 Wienerinnen und Wie-
ner ihre Entscheidung erst nach Vorliegen des Ergebnis-
ses getroffen. Die GRÜNEN haben damals gesagt, dass 
das demokratiepolitisch äußerst bedenklich ist, und Herr 
Margulies hat damals gesagt: „Wir verweigern dem Er-
gebnis der Volksbefragung unsere Zustimmung, denn 
die Wiener Regelung zur Briefwahl ermöglicht die 
Stimmabgabe, obwohl das Wahlergebnis bereits öffent-
lich bekannt gegeben worden ist. Da ist man gerade 
dazu eingeladen, taktisch zu wählen, und Manipulationen 
sind Tür und Tor geöffnet.“  

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Wir haben im 
Herbst einige sehr fruchtbare Verhandlungen betreffend 
das Wahlrecht geführt. Fruchtbar sind sie natürlich erst 
wirklich dann, wenn der Wurf da ist. Den Wurf gibt es 
bisher allerdings nicht.  

Ein Punkt in den Verhandlungen war es auch, dass 
die Nachfrist abgeschafft wird, so wie es auch auf Bun-
desebene der Fall ist. – Sind Sie dafür, dass die Nach-
frist bei Volksbefragungen auch in Wien abgeschafft 

wird, damit auch den Verhandlungen betreffend das 
Wahlrecht in Wien entsprochen wird? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Landes-
hauptmann. 

Lhptm Dr Michael Häupl : Wenn das ein Ergebnis der 
bisherigen Gespräche ist, dann bin ich der Letzte, der 
sich verweigert. Ich habe immer gesagt, dass die Ver-
handlungen über ein Wahlrecht zwischen den Fraktionen 
dieses Hauses zu führen sind, und das Ergebnis wird 
hier seine entsprechende Mehrheit finden. Es ist nicht 
Aufgabe der Exekutive, sich Gedanken über das Wahl-
recht zu machen. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. 
Die 3. Frage (FSP - 04812-2012/0001 - KSP/LM) 

wurde von Herrn Abg Christian Hursky gestellt und ist an 
den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe 
Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Das 
Unterrichtsministerium hat im Dezember erklärt, dass im 
Schuljahr 2013/14 über 250 neue Standorte der Neuen 
Mittelschule in Österreich zusätzlich bewilligt werden. 
Was bedeutet das für Wien?) 

Bitte, Herr Stadtrat.  
Amtsf StR Christian Oxonitsch : Sehr geehrter Herr 

Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

Sie fragen mich nach der Bedeutung der Bewilligung 
von 250 zusätzlichen Standorten der Neuen Mittelschule 
in Österreich durch das Unterrichtsministerium und was 
das für Wien bedeutet. – Ich kann Ihnen in aller Kürze 
sagen: Das bedeutet für Wien dasselbe wie für ganz 
Österreich. Es ist dies, wie ich denke, eine doch nicht zu 
unterschätzende Weiterentwicklung des Bildungssys-
tems in Österreich und damit natürlich auch in Wien. Das 
erfolgreiche und in allen Bundesländern begrüßte Modell 
der Neuen Mittelschule ersetzt die Hauptschule und 
bietet den Schulstandorten sehr maßgebliche zusätzliche 
Ressourcen für den Unterricht.  

Es können mit dieser Bewilligung in Wien ab dem 
Schuljahr 2013/14 alle öffentlichen Hauptschulen auf das 
System der Neuen Mittelschule und damit auch auf ver-
besserte Ressourcen umgestellt werden. Ich werde 
darauf dann noch ein wenig eingehen. Die Neue Mittel-
schule enthält tatsächlich wichtige pädagogische Neue-
rungen, die den Schülerinnen und Schülern unmittelbar 
zu Gute kommen werden.  

Es sind dies in erster Linie ein neuer Lehrplan mit – 
was besonders wichtig ist – einem eindeutigen Fokus auf 
individuelle Förderung und Unterstützung durch zusätzli-
che Ressourcen. Diese Ressourcen ermöglichen auch 
ein vermehrtes Teamteaching und einen entsprechenden 
Kleingruppenunterricht. 

Im Rahmen der Neuen Mittelschule erfolgt auch die 
Verankerung der Berufsorientierung als verpflichtender 
Unterrichtsgegenstand. Das ist sehr wichtig. Das ist eine 
Forderung, die wir in Wien sehr maßgeblich immer wie-
der erhoben haben, im Einklang mit der Interessenvertre-
tung der Wirtschaft und der ArbeiternehmerInnen. 

Es geht um die Aspekte des lebenslangen Lernens 
unter Beachtung der europäischen Schlüsselkompeten-
zen. Es geht um professionell erstellte Beilagen zum 



Landtag, 19. WP 7. Jänner 2013 21. Sitzung / 8 

 
Zeugnis in Form einer Bewerbungsmappe namens Eu-
ropapass. Das ist auf europäischer Ebene ganz wichtig 
im Sinne der stärkeren Mobilität von jungen Menschen in 
Europa. Außerdem geht es natürlich auch um die gelebte 
Integration durch den Abbau des selektiven Schulsys-
tems mit der Fortführung der erfolgreichen Integrations-
klassen. Dabei ist Wien ja durchaus Vorreiter.  

Das Schulorganisationsgesetz sieht, beginnend mit 
dem Schuljahr 2012/13 bis zum Schuljahr 2015/16, die 
kontingentweise und aufsteigende Führung von 1. Klas-
sen der Neuen Mittelschule an den Hauptschulen vor, 
und spätestens mit Beginn des Schuljahres 2018/19 wird 
die Neue Mittelschule damit durchgängig in allen 4 Klas-
sen letztendlich die Hauptschule flächendeckend ersetzt 
haben. 

An der Unterstufe der Allgemeinbildenden höheren 
Schulen können weiterhin Klassen der Neuen Mittelschu-
le als Schulversuch geführt werden, was in Wien durch-
aus in Anspruch genommen wurde. Wir haben uns bei 
der Einführung der Neuen Mittelschule in diesem Zu-
sammenhang maßgeblich von anderen Bundesländern 
unterschieden, weil viele AHS hinsichtlich der Unterstu-
fen diese Chance erkannt haben. 

Wie ist der Status in Wien? – Mit dem Schuljahr 
2009/10 wurden in Wien die ersten Neuen Mittelschulen 
gestartet. 7 AHS und 15 ehemalige Hauptschulen laufen 
seit damals als Modell der Neuen Mittelschule in der 
Variante der Wiener Mittelschule. Mit Beginn des Schul-
jahres 2012/13 wurden an weiteren 47 Hauptschulen die 
1. Klassen als Neue Mittelschulen begonnen. Im Schul-
jahr 2013/14 wird die Zahl der teilnehmenden Standorte 
um 49 erhöht.  

Mit 12. Dezember 2012 – und Sie replizieren ja auf 
diesen Beschluss – wurde der geplante Ausbau der 
Neuen Mittelschule in Wien für das nächste Schuljahr 
seitens des Unterrichtsministeriums genehmigt, und 
damit werden ab dem Schuljahr 2013/14 alle öffentlichen 
Hauptschulen als Neue Mittelschulen beziehungsweise 
als Neue Wiener Mittelschulen weitergeführt werden 
können.  

Damit ist die erste große Etappe zur Umsetzung des 
Reformmodells der Neuen Mittelschule in Wien gelun-
gen. Die kleine Zahl noch verbleibender privater Haupt-
schulen wird in den nächsten Jahren entsprechend der 
Kontingentierung und der Beschlussfassung durch das 
Unterrichtsministerium umgestellt.  

Es kommen damit den Wiener Schülerinnen und 
Schülern der Neuen Mittelschule die pädagogischen 
Verbesserungen zu Gute, in erster Linie in Form der 
schon angesprochenen erhöhten Ressourcen von sechs 
zusätzlichen Lehrerstunden pro Woche und Klasse bei 
gleicher Gesamtwochenstundenanzahl. Das ist natürlich 
eine wesentliche Grundlage dafür, eine stärkere Indivi-
dualisierung im Unterricht möglich zu machen. Und es ist 
ja pädagogischen eindeutig unbestritten, dass es einer 
der wesentlichen Punkte neben der Aufhebung des se-
lektiven Schulsystems ist, eine stärkere individuelle För-
derung und Forderung von Schülerinnen und Schülern 
möglich zu machen. Diese zusätzlichen sechs Stunden 
werden ausschließlich für Unterrichtstätigkeiten in den 

Gegenständen Deutsch, Mathematik und Englisch ver-
wendet.  

Dadurch ist es möglich geworden, besonders intensiv 
Unterricht auch in Kleingruppen anzubieten, und damit 
sollen auch die entsprechenden bestehenden Förder-
möglichkeiten und Ressourcen optimal ausgeschöpft 
werden können, damit beim nächsten Bildungsstan-
dardtest bessere Ergebnisse erzielt werden. Das ist ja, 
wie ich meine, durchaus gesamtösterreichisch ein ganz 
maßgebliches Ziel.  

Es liegt jedoch auf der Hand, dass die unmittelbaren 
Auswirkungen erst in ein paar Jahren zu bemerken sein 
können, nachdem die Schüler die 4. Klasse erreicht 
haben. Man darf nicht vergessen: Der Beschluss des 
Unterrichtsministeriums von Seiten des Bundes bestimmt 
ja nicht die Einführung der Neuen Mittelschule von der 1. 
bis zur 4. Klasse, sondern diese Neuerung erfolgt kon-
tingentweise aufsteigend mit den 1. Klassen, und daher 
dauert es nach Adam Riese natürlich 4 Jahre, bis die 
Kinder die Neue Mittelschule entsprechend durchlaufen 
haben. 

Ich denke, das ist nichtsdestotrotz eine wichtige und 
gute Maßnahme, die den Schülerinnen und Schülern 
verbesserte Ressourcen und den Lehrerinnen und Leh-
rern verbesserte Arbeitsbedingungen bietet. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 1. Zusatz-
frage stellt Frau Abg Ing Leeb. – Bitte, Frau Abgeordne-
te. 

Abg Ing Isabella Leeb  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Grüß Gott, Herr Stadtrat! 

Wir hatten ja heute schon das Vergnügen. – Wir 
konnten in den letzten Tagen beziehungsweise heute 
den Medien entnehmen, dass sich Wien jetzt doch auch 
dazu entschließen konnte – und das ist eine Idee der 
ÖVP, die durch Sebastian Kurz stark in den Medien 
getragen wurde –, auch Vorschulklassen einzuführen, 
um Schüler, die mangelnde Deutschkenntnisse haben, 
besser auf den Regelunterricht vorzubereiten.  

Dabei fällt auf, dass sich Wien damit klar gegen die 
Linie der SPÖ-Ministerin Schmied stellt, was sehr erfreu-
lich ist. Ministerin Schmied meinte ja noch vor Kurzem, 
dass sie ganz gegen diese Vorbereitungsklassen sei, die 
Förderung müsse vielmehr im Klassenverband angesetzt 
werden und Ghettoklassen seien zu vermeiden. – Ich 
möchte im Hinblick darauf nicht von Gettoisierung und 
Segregation sprechen. Vielmehr kommt es dadurch zur 
wirklichen Ausgrenzung, dass die Kinder dem Unterricht 
und auch dem sozialen Leben in der Schule nicht folgen 
können, wenn sie nicht ausreichend Deutsch sprechen. 

Sie haben gerade die Bildungsstandards angespro-
chen, die in Wien wirklich nicht erfreulich waren. Diese 
wurden aber im Ergebnis auch dadurch abgemildert, 
dass die Gymnasien ein relativ besseres Ergebnis hatten 
als die Hauptschulen. – Werden Sie auch in dieser Hin-
sicht einen Wiener Weg einschlagen, also einen Weg, 
der gegen die SPÖ-Ministerin ist, die ja gemeint hat, 
dass sie überhaupt keine Gymnasialstandorte in Wien 
mehr ermöglichen will? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Stadtrat. 
Amtsf StR Christian Oxonitsch : Zunächst zum zwei-
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ten angesprochenen Punkt: Ich würde doch empfehlen, 
die entsprechenden Bundesländerergebnisse und im 
Speziellen auch das Ergebnis Wiens sehr aufmerksam 
zu lesen. Gerade wenn man nämlich diese Studie tat-
sächlich durchliest, dann wird man feststellen können, 
dass sich im gesamten Erwartungsbereich der Testun-
gen, die ja das Aussagekräftige sind, die AHS nicht 
maßgeblich von den Neuen Mittelschulen beziehungs-
weise auch von den Hauptschulen unterscheiden. Ganz 
im Gegenteil!  

Natürlich werden durch ein Selektieren von stärkeren 
und schwächeren Rahmenbedingungen klarerweise 
andere Ergebnisse erbracht, aber das ist durchaus auch 
darauf zurückzuführen, dass sich eben unterschiedliche 
Schülerinnen und Schüler in unterschiedlichen Schulen 
befinden. Es ist klar, dass man, wenn man selektiert, 
innerhalb der Selektion das eine oder andere bessere 
Ergebnis erzielen kann. Innerhalb des Erwartungshori-
zontes schneiden jedoch die Gymnasien nicht eklatant 
besser ab. Daher ist es für uns auch ganz besonders 
wichtig, bildungspolitisch auch auf Wiener Ebene nach 
wie vor für die Aufhebung dieses selektiven Bildungssys-
tems zu sein und Alternativen möglich zu machen. Ich 
meine nämlich, dass das sicherstellt, dass die Schüler 
auch untereinander lernen können und es durch die 
verstärkte individuelle Förderung in der Neuen Mittel-
schule zu maßgeblichen Verbesserungen kommt. – Ich 
denke, das ist der ganz wesentliche Bereich. 

Im Zusammenhang mit dem ersten angesprochenen 
Teil möchte ich darauf hinweisen, dass das ein Modell 
ist, das es in Wien seit 2008 gibt, und damals hat es 
Sebastian Kurz noch weit und breit nicht gegeben! Dabei 
geht es darum, Vorschulklassen in Wien gemäß dem 
damals so genannten 1+1-Fördermodell zu führen. Die-
ser Begriff hat sich erfreulicherweise bis heute gehalten, 
obwohl sich das ja verändert hat. Es ist nämlich nicht 
zuletzt auch gelungen, hier das verpflichtende Kindergar-
tenjahr einzuführen, wobei es damals nicht gerade die 
Wiener Position war, auf das verpflichtende Kindergar-
tenjahr zu setzen; vielmehr hat man auf Vorschulklassen 
gesetzt. Damals konnte man sich aber leider bei der 
ÖVP nicht durchsetzen und hat sich auf Bundesebene 
für das verpflichtende Kindergartenjahr ausgesprochen, 
was sich durchaus auch bewährt hat und okay ist. Aber 
eigentlich wäre es damals unsere Position auf Wiener 
Ebene und seitens der Wiener Sozialdemokratie gewe-
sen, stärker auf Vorschulklassen zu setzen, und zwar 
wesentlich stärker als mit dem Modell, das Sebastian 
Kurz Jahre später zu seinem Programm erkoren hat. 

Diese Maßnahmen gibt es also schon seit 2008. Die-
ses Modell der Vorschulklassen ist nichts Neues. Da gibt 
es keine diametrale Position, denn – und darauf hinzu-
weisen, ist mir immer wichtig – das betrifft eben nicht nur 
die Sprachkenntnisse, sondern es gibt die Vorschulklas-
sen nicht zuletzt auch auf Grund der Tatsache, dass wir 
auch innerhalb der Gruppe der Kinder mit Deutsch als 
Muttersprache einen Förderbedarf feststellen: Viele 
Kinder sind zwar schulpflichtig, haben aber noch nicht 
die Schulreife erlangt und werden dann in entsprechen-
den Vorschulklassen, obwohl sie Deutsch als Mutter-

sprache haben, gemeinsam mit Kindern mit Sprachdefi-
ziten entsprechend gefördert, bevor sie im System der 
Schule in die 1. Klasse eintreten. Es geht dabei nicht nur 
um die Sprache, aber es geht auch um die Sprache, und 
es geht um motorische und soziale Kompetenzen. All 
das wird mit dem 1+1-Fördermodell abgedeckt. Das ist 
nicht neu. Das ist ein Weg, den Wien seit 2008 erfolg-
reich geht und den wir weitergehen werden. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 2. Zusatz-
frage stellt Frau Abg Mag Wurzer. – Bitte, Frau Abgeord-
nete. 

Abg Mag Martina Wurzer  (Grüner Klub im Rathaus): 
Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich teile Ihren Optimismus nicht, was das Modell der 
Neuen Mittelschule betrifft, die die Bundesregierung 
eingeführt hat. Ganz im Gegenteil!. Ich halte es für eine 
vergebene Chance in dem Bemühen, einen echten 
Schritt in Richtung gemeinsame Schule für alle bis zum 
14. Lebensjahr zu setzen. Wir müssen jetzt nämlich 
befürchten, dass die ursprüngliche Zielsetzung, die Ent-
scheidung über die Bildungslaufbahn nach hinten zu 
verschieben, komplett verfehlt wird. Dieses Ziel scheint 
mit diesem Modell, das die Bundesregierung eingesetzt 
hat, komplett verfehlt zu werden. Vielmehr wird weiterhin 
auf Selektion Bedacht genommen und diese unserer 
Meinung nach eher einzementiert.  

Ich frage Sie also in diesem Zusammenhang: Was 
unternimmt die Stadt Wien, um Eltern gut zu informieren, 
wenn sie diese doch sehr folgenschweren Entscheidun-
gen für ihre Kinder, welche Sekundarstufe eins sie besu-
chen und welchen Schultyp sie wählen sollen, zu treffen 
haben? – Danke.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Stadtrat. 
Amtsf StR Christian Oxonitsch : Zunächst noch ein-

mal – ohne mich zu wiederholen – eine Anmerkung zur 
Neuen Mittelschule: Fraglos ist die Einführung der Neuen 
Mittelschule nicht die Aufhebung des politischen Zieles 
einer gemeinsamen Schule aller 10- bis 14-Jährigen 
oder sogar 10- bis 15-Jährigen. Das ist keine Aufhebung 
dieses Ziels, aber das ist doch ein ganz wesentlicher 
Schritt. Wie erwähnt, gibt es sechs zusätzliche Unter-
richtsstunde pro Klasse und Schule, und das ist eine 
zusätzliche Unterstützung und Zurverfügungstellung von 
Ressourcen, die man nicht außer Acht lassen soll und 
die auch für das Wiener Bildungssystem von besonderer 
Bedeutung ist.  

Es ist dies nun einmal das Ergebnis eines politischen 
Kompromisses auf Bundesebene, den wir natürlich auch 
in Wien umsetzen wollen, denn das Fatalste wäre, auf 
diese Ressourcen nicht zurückzugreifen, sondern diese 
Ressourcen verpuffen zu lassen. Daher ist es für mich 
ganz wichtig, dass man hier stets eine Unterscheidung 
trifft. Diesfalls handelt es sich um eine begrüßenswerte 
Verbesserung der Ressourcenausstattung der Haupt-
schulen unter dem Begriff Neue Mittelschule, bei der es 
auch verbesserte Übertrittsmöglichkeiten und auch die 
Möglichkeit der Umstellung der Unterstufe in AHS-
Standorten gibt. Das ist zwar durchaus eher mit großen 
Hürden versehen, es ist dies aber in Wien an einzelnen 
Standorten gelungen, und das wird sicherlich auch wei-
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terhin an neuen Standorten gelingen.  

Gerade auch im Bereich des Neubauprogramms – 
ich verweise zum Beispiel auf die AHS am Contiweg – 
haben wir die Unterstufe der AHS bewusst auch als 
Neue Mittelschule geführt, um einerseits einen Übertritt 
von der Volksschule für alle Kinder, also auch für kom-
plette und vollständige Klassenverbände, möglich zu 
machen, um die Selektierung dort, wo es geht, aufzuhe-
ben. Nachdem es durchaus einige neue Schulneuprojek-
te in Wien in diesem Sinn gibt, werden wir das auch bei 
den neueren Projekten so handhaben.  

Zur konkreten Frage der Information: Es war uns 
ganz besonders wichtig, dass es neben der Vielzahl an 
Angeboten betreffend Tage der offenen Tür an diversen 
Schulen, nicht nur an Volksschulen, sondern auch an 
neuen Mittelschulen, zusätzlich auch einen „Tag der 
Wiener Schulen“ gibt, also eine Möglichkeit, sich an 
einem Tag über die praktische Auswirkung des Unter-
richtes ein wenig zu informieren und diesem auch beizu-
wohnen. Es geht da also weniger um eine Schulpräsen-
tation in Form von Vorträgen, welche Angebote, Förder-
möglichkeiten und Unterstützungsmechanismen es an 
Schulstandorten gibt, sondern man soll an einem sol-
chen Tag der offenen Tür in ganz Wien direkt dem Unter-
richt beiwohnen können. 

Ich denke, wir informieren auch mit dem Wiener 
Schulführer sehr ausführlich über die unterschiedlichen 
Angebote der Wiener Schulen. Dieses Instrument wird 
durchaus sehr stark in Anspruch genommen und ist für 
viele eine ganz wesentliche Orientierungshilfe. Ich kann 
nur sagen: Wenn wir uns die Besucherzahlen sowohl an 
den Tagen der offenen Türe als auch am Tag der Wiener 
Schulen ansehen, dann können wir feststellen, dass die 
Eltern diese Angebote sehr gerne in Anspruch nehmen.  

Sehr stark in Anspruch genommen wird selbstver-
ständlich auch das Beratungszentrum im Wiener Stadt-
schulrat. Diesfalls geht es durchaus auch darum, auf 
individuelle Problemlagen bei Kindern und Jugendlichen 
einzugehen und das entsprechende Angebot zu finden, 
sei es im Bereich der Begabtenförderung, sei es, dass 
ein unmittelbarer Förderbedarf eines Kindes festgestellt 
wird. Dafür hat der Stadtschulrat ein eigenes Beratungs-
zentrum eingerichtet, das den Eltern zur Verfügung steht, 
damit auch individuelle Angebote geschnürt werden 
können und damit man auf besondere Problemlagen 
eingehen kann, die es eben gibt, wenn 17 000 Kinder pro 
Jahrgang die Schule wechseln. 

Ich denke, dass gerade diese vorbereitende Informa-
tion für die Eltern ganz besonders wichtig ist. Wir stellen 
also gute Informationsmechanismen zur Verfügung, um 
den Eltern optimal zur Seite zu stehen. Ich verweise jetzt 
etwa nur auf das Online-Portal. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke, Herr Stadtrat. 
Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Kops. Bitte, Herr Ab-
geordneter.  

Abg Dietrich Kops  (Klub der Wiener Freiheitlichen): 
Grüß Gott, Herr Stadtrat!  

Gleich vorweg: Es freut uns, dass unsere langjährige 
Forderung betreffend „Deutsch vor Schuleintritt“ von der 
SPÖ endlich umgesetzt wird! Das war ja eine langjährige 

Forderung von uns. 
Jetzt aber konkret zu meiner Frage: In Wien werden 

jetzt auch neue Standorte für die sogenannte Neue Mit-
telschule geschaffen, wobei das eigentlich ein Etiketten-
schwindel ist, denn es werden ja nur die Türschilder 
ausgetauscht, die Hauptschule wird zur Neuen Mittel-
schule. Im Hinblick darauf frage ich Sie, ob das bedeu-
tet – was Sie jetzt ja schon einmal verneint haben –, 
dass nun durch die Hintertüre die Gesamtschule einge-
führt wird? Außerdem bitte ich, mir zu beantworten, wie 
sich das auf die Gymnasien auswirkt. Werden diese 
finanziell ausgehungert?  

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Herr Stadtrat.  
Amtsf StR Christian Oxonitsch : Ich könnte jetzt ein-

mal ganz politisch-polemisch dazu sagen: Leider nein! 
Dann wäre ich nämlich meinem politischen Ziel, zu einer 
gemeinsamen Schulform zu kommen, durchaus etwas 
näher gekommen!  

Es ist dies aber durchaus ein wichtiger Schritt, um ei-
ne Abschwächung der Selektion im österreichischen 
Bildungssystem möglich zu machen, und zwar durch die 
Übertrittsmöglichkeiten und die vereinfachten Übertritts-
möglichkeiten von der Volksschule in eine Neue Mittel-
schule gerade dann, wenn sie an AHS-Standorten ge-
führt wird. Ich habe darauf hingewiesen, ob es sich nun 
um den Contiweg, die Kandlgasse oder viele andere 
Schulen handelt: Dort ist es möglich, dass Kinder, die in 
Klassenverbänden in der Volksschule vier Jahre anei-
nander gewöhnt wurden und den Unterricht gemeinsam 
erlebt haben, dann auch gemeinsam innerhalb einer 
Langform in eine Neue Mittelschule oder Neue Wiener 
Mittelschule übertreten können. Ich begrüße das nach 
wie vor! Ich verstehe nach wie vor nicht, warum Klassen-
verbände, mit denen eine Lehrerin oder ein Lehrer vier 
Jahre lang intensiv arbeiten konnte, mutwillig zerrissen 
werden müssen, ohne zum Beispiel in eine Langform der 
AHS übergehen zu können, weil eben das österreichi-
sche Bildungssystem so ist, wie es ist.  

Wesentlich ist jetzt einmal: Es gibt zusätzlich Res-
sourcen für die Schulen. Das ist gut. Das ist richtig. Das 
ist nichts, was die FPÖ erfunden hat, weder im Bereich 
der Vorschulen noch sonst irgendwo. Ich weise noch 
einmal darauf hin: Das wird bereits über viele Jahre in 
Wien erfolgreich praktiziert. Die Sprachförderung in den 
Kindergärten wird erfolgreich praktiziert, und sie wird in 
den Vorschulen, die wir in Wien in großer Anzahl haben, 
erfolgreich praktiziert. Dennoch wird damit eine grundle-
gende Reform des österreichischen Bildungssystems 
nicht weniger notwendig denn je.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke.  
Wir kommen damit zur 4. Frage (FSP - 04815-

2012/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Dr Wolfgang 
Ulm gestellt wird und an die Frau amtsführende Stadträ-
tin der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung, Verkehr, 
Klimaschutz gerichtet ist. (Im Mai 2010 unterzeichneten 
Sie gemeinsam mit Vertretern der ÖVP und der FPÖ 
einen Notariatsakt für eine Wahlrechtsreform, von dem 
Sie heute als für Bürgerbeteiligung zuständige Stadträtin 
scheinbar nichts mehr wissen wollen. Wann konkret 
gedenken Sie, den Notariatsakt umzusetzen?) 
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Bitte, Frau Stadträtin. LhptmStin Mag Maria Vassila-

kou : Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 
Die Wiener GRÜNEN, vertreten durch mich als da-

malige Klubobfrau, haben im März 2010 eine notariell 
beglaubigte Verpflichtungserklärung präsentiert, in der 
die GRÜNEN Wien erklären, eine Reform der Wiener 
Gemeindewahlordnung 1996 anzustreben, nach der das 
prozentuelle Stimmenergebnis der Anzahl der Mandate 
einer Fraktion im Gemeinderat möglichst nahe kommt. – 
In diesem Sinne haben die GRÜNEN Wien gemeinsam 
mit der Fraktion der SPÖ bereits am 25. November 2010, 
dem Tag der Angelobung der neuen Regierung, einen 
gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag unter 
anderem für ein modernes Verhältniswahlrecht gestellt. 
Auch im rot-grünen Regierungsübereinkommen findet 
sich das Ziel einer Wahlrechtsreform festgeschrieben.  

Am 4. April 2011 fand ein Treffen sämtlicher im Land-
tag vertretenen Parteien mit dem Ziel eines Positions- 
und Gedankenaustausches statt, bei dem der Grüne 
Klub im Rathaus seine Vorstellungen zu einer Novelle 
präsentierte. Eine konkrete Rückmeldung dazu gab es 
nicht, weshalb auch zunächst kein weiteres Treffen statt-
fand. Im Hinblick auf eine notwendige Reform des Wahl-
rechtes auf Grund eines Erkenntnisses des Europäi-
schen Gerichtshofes für Menschenrechte betreffend den 
Ausschluss von verurteilten Personen vom Wahlrecht 
und das Ziel der Wiener Landesregierung, ein modernes 
Verhältniswahlrecht bis Ende 2012 zu schaffen, kam es 
am 14. Juni 2012 neuerlich zu einem Treffen sämtlicher 
Parteien. Bei diesem Treffen wurden offene juristische 
Fragen angesprochen und vereinbart, dass Standpunkte 
bis Ende Juni bekannt zu geben sind. Nach Vorliegen 
der Standpunkte unter Klärung der juristischen Fragen 
insbesondere hinsichtlich des Wahlrechtes von EU-
BürgerInnen auf Gemeinderatsebene, wurden die Ge-
spräche weitergeführt. Der Grüne Klub im Rathaus be-
kennt sich weiterhin zur Umsetzung der Wahlrechtsre-
form und lädt alle demokratisch gesinnten Kräfte im 
Rathaus ein, sich an der Arbeit an einem modernen 
Verhältniswahlrecht zu beteiligen.  

Das letzte Gespräch mit allen Parteien des Wiener 
Landtages fand am 29. Oktober 2012 statt. Soweit ich 
informiert bin, gibt es im Moment die letzten Abstim-
mungsgespräche. Wie schon Herr Bgm Dr Michael 
Häupl und auch ich mehrfach öffentlich gesagt haben, 
wird es bei der nächsten Wahl ein neues Wahlrecht 
geben. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 1. Zusatz-
frage stellt Herr Abg Dr Ulm. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann-
Stellvertreterin!  

In dieser Verpflichtungserklärung steht viel mehr als 
nur, dass man ein modernes Verhältniswahlrecht haben 
möchte. – Im Punkt 2 ist ganz genau dargelegt, wie 
diese Wahlrechtsreform ausschauen soll, und im Punkt 3 
ist ganz genau dargelegt, wie man zu dieser Wahlrechts-
reform gelangen möchte. Und man hat auch damals vor 
der Wahl im Herbst 2010 daran gedacht, dass möglich-
erweise eine der drei Oppositionsparteien in der Regie-

rung seien könnte, und hat eine Vorgangsweise festge-
legt, gemäß welcher völlig unabhängig von einer etwai-
gen Stadtregierungsbeteiligung gewählt werden soll. Es 
soll nämlich ein Initiativantrag von den drei Parteien 
eingebracht werden, dieser soll beschlossen werden, 
und auf diese Art und Weise soll eine ganz genau festge-
legte Wahlrechtsreform in Wien Eingang finden. 

Ich frage Sie jetzt nicht mehr und nicht weniger als: 
Gilt Ihre Verpflichtungserklärung vom 4. Mai 2010 nach 
wie vor, ja oder nein? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Frau Stadträtin. 
LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter!  
Erstens habe ich diese Verpflichtungserklärung so-

wohl als Person als auch als Vertreterin der GRÜNEN 
deshalb unterschrieben, weil ich eine Reform des Wahl-
rechts anstrebe. Darum geht es mir inhaltlich, und es 
wird daran gearbeitet, dass das auch erreicht wird. (Abg 
Mag Wolfgang Jung: Ellensohn hat das etwas anders 
gesagt: Er hat von Einzelmeinungen gesprochen!)  

Ich möchte Ihnen aber trotzdem noch einiges sagen: 
Ich denke, dass das Wesen der Demokratie nicht darin 
besteht – wie ich es jetzt ausdrücken möchte –, aus 
Prinzip alles mittels Kampfabstimmung zu entscheiden. 
Vielmehr finde ich, dass das Wesen der Demokratie 
darin besteht, den Dialog und den Ausgleich zu suchen, 
Lösungen zu erarbeiten, die für alle tragfähig sind, und 
genau diesen Weg zu gehen, wann immer dies möglich 
und bestreitbar ist. Es ist dies nämlich gewiss – das hat 
uns die Geschichte Österreichs gelehrt – der erfolgver-
sprechendere Weg. Das ist der Weg, der für die Gesell-
schaft am gedeihlichsten ist und der die politischen Kräf-
te in einem Haus nicht vollends entzweit, sondern eine 
Zusammenarbeit erleichtert. (Abg Mag Kowarik: Das 
haben Sie aber 2010 auch schon gewusst!)  

Einmal mehr: Das Wesen einer modernen Demokra-
tie ist zunächst die Suche nach Konsens, und wenn 
dieser Konsens sich nicht herstellen lässt, dann ist ir-
gendwann einmal sehr wohl eine Entscheidung herbeizu-
führen.  

Wir haben uns darauf festgelegt, dass die nächsten 
Wahlen mit einer neuen Wahlordnung abgehalten wer-
den. Bis dahin ist noch einiges an Zeit. Die Gespräche 
haben stattgefunden. Ich war daran nicht persönlich und 
direkt beteiligt. Sie sind auf Klubebene zu führen. Sie 
finden dort statt. Es gibt Fortschritte. Meines Wissens 
wird es, wie gesagt, noch letzte Abstimmungsgespräche 
geben, und ich glaube, die paar Monate werden wir alle 
noch Geduld aufbringen können! 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 2. Zusatz-
frage stellt Herr Abg. Ellensohn. – Bitte Herr, Abgeordne-
ter. 

Abg David Ellensohn  (Grüner Klub im Rathaus): 
Frau Vizebürgermeisterin! 

Wir hatten in diesem Haus in den vergangenen Jah-
ren beziehungsweise Jahrzehnten hin und wieder oder 
eigentlich bei jeder Sitzung die Gelegenheit, das Wahl-
recht zu ändern. Zwischen 1996 und 2001 gab es eine 
Koalition in diesem Haus. Deswegen finde ich es auch 
sehr mutig von der Volkspartei, heute diese Frage einzu-
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bringen! Während der fünf Jahre, in denen die Volkspar-
tei in der Regierung gesessen ist, wurde nämlich selbst-
verständlich beim Wahlrecht kein Beistrich geändert.  

Gehen Sie davon aus, dass sich unter Rot-Grün das 
Wahlrecht verbessert wird?  

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Frau Stadträtin. 
LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Ja. Ich gehe davon aus. Ich gehe 
sogar so weit, dass ich mich darauf festlege. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 3. Zusatz-
frage stellt Herr Abg Mag Kowarik. – Bitte, Herr Abge-
ordneter. 

Abg Mag Dietbert Kowarik  (Klub der Wiener Freiheit-
lichen): Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! 

Sie haben es wieder nicht geschafft, die relativ einfa-
che Frage des Herrn Kollegen zu beantworten. Soll so 
sein! Ich darf Sie jetzt aber noch einmal darauf hinwei-
sen, was da drinnensteht: Die drei Parteien haben sich 
verpflichtet, unabhängig von einer Regierungsbeteiligung 
ein Gesetz per Initiativantrag einzubringen. Das wollen 
Sie aber offensichtlich nicht tun! Und Sie haben auch Ihr 
Regierungsübereinkommen nicht eingehalten, denn in 
diesem steht, dass spätestens bis Ende 2012 – Sie wer-
den das wissen – die legistische Umsetzung des neuen 
Wahlrechtes kommt.  

Ich glaube, dass ich nichts versäumt habe! Bis jetzt 
ist das nicht geschehen. Sie haben auch alle demokrati-
schen Parteien in diesem Haus – aber ich zähle grund-
sätzlich einmal alle dazu – zur Mitarbeit eingeladen. Frau 
Landeshauptmann-Stellvertreterin! Vielleicht ist es Ihnen 
aufgefallen: Ich habe mir erlaubt, gemeinsam mit Frakti-
onskollegen zwei entsprechende Initiativanträge einzu-
bringen, die genau das wiedergeben, was in der Dreipar-
teienvereinbarung gestanden ist.  

Eigentlich hätten Sie keine Ausrede! Soll so sein. 
Was sollen Sie jetzt schon antworten? – Ich verstehe das 
bis zu einem gewissen Grad fast! 

Mich würde jetzt noch etwas interessieren: Zum Be-
reich Demokratie haben Sie in das Regierungsüberein-
kommen geschrieben, dass auch eine Institutionenre-
form kommen soll, dass hier eine Arbeitsgruppe einge-
setzt werden soll und dass die legistische Umsetzung 
ebenfalls bis Ende 2012 erfolgen soll. Dabei haben Sie 
insbesondere auch darauf Bezug genommen, dass aus-
gegliederte Bereiche wieder der stärkeren Kontrolle des 
Gemeinderates unterzogen werden sollen. – Auch das 
ist leider Gottes nicht geschehen. Wie Sie sich vorstellen 
können, hätte mich das als Oppositionspolitiker natürlich 
sehr interessiert. Was wird diesbezüglich unternommen 
werden? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Bitte, Frau Stadträtin. 
LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter!  
Erstens haben drei sehr unterschiedliche politische 

Kräfte schlussendlich mittels eines Vertreters oder einer 
Vertreterin denselben Text unterschrieben, womöglich 
mit unterschiedlichen Motiven, aber mit einem Ziel, näm-
lich dem Ziel, ein neues Wahlrecht in Wien zu erreichen. 
Zu diesem Ziel stehe ich.  

Zweitens: Ja. Es hat selbstverständlich hier die Fest-

legung gegeben, dass im Laufe des Jahres 2012 
schlussendlich die entsprechende legistische Änderung 
vorgenommen wird. Dieser Fahrplan konnte nicht einge-
halten werden. Dazu möchte ich bemerken: Wenn man 
feststellt, dass Gespräche gut voran kommen, einige 
Details noch offen sind, man noch ein wenig Zeit braucht 
und den ursprünglich angepeilten Zeitplan nicht einhalten 
kann, was ja im Zuge einer Regierungsarbeit immer 
wieder vorkommen kann, dann löst man sich nicht auf 
und geht nach Hause weinen, sondern man arbeitet 
weiter.  

Nachdem ich nicht Anhängerin einer Zahlenmystik 
bin und wir zum Beispiel auch erlebt haben, dass 2012 
die Welt nicht untergegangen ist, sondern wir alle im 
wunderschönen Jahr 2013 unsere Arbeit fortsetzen wer-
den, weiß ich beziehungsweise gehe ich davon aus, 
dass wir im Laufe des Jahres 2013, und zwar sehr bald, 
ein entsprechendes Ergebnis hier vorlegen werden. Und 
damit wird auch das Ziel der gemeinsamen Regierungs-
arbeit eingehalten.  

Was Ihre sonstige Frage betrifft, weise ich Sie darauf 
hin, dass ich erstens nicht Teil dieser Gespräche bin und 
zweitens nicht einmal die zuständige Stadträtin bin. Ich 
ersuche Sie daher, alle Frage, die solche Angelegenhei-
ten betreffen, bitte nicht an mich zu richten! Ich bin nicht 
für alles zuständig in dieser Stadt. Manchmal bekomme 
ich zwar den Eindruck, dass es so wäre, aber das stimmt 
nicht!  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die 4. Zusatz-
frage stellt Herr Abg Dr Ulm. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Frau StRin Frauenberger hat auch nicht 
diese Verpflichtungserklärung abgegeben! In dieser 
Verpflichtungserklärung steht ganz genau, was man 
möchte, nämlich ein zweites landesweites Ermittlungs-
verfahren nach d’Hondt. Und von der ermittelten Ge-
samtmandatszahl sollen dann die Grundmandate abge-
zogen werden.  

Was ich diesen Gesprächen jetzt entnehme, kann 
keine Rede davon sein, dass so etwas geplant ist. Und 
ich darf schon darauf aufmerksam machen, dass, wenn 
man eine solche Verpflichtungserklärung abgibt, das 
natürlich auch politische und juristische Konsequenzen 
hat, und zu diesen Konsequenzen befrage ich Sie. 
Grundsätzlich ist so etwas nämlich verbindlich, und wenn 
mehrere Personen das gemeinsam tun, dann ist es nicht 
nur eine solidarische Verpflichtungserklärung, sondern 
sogar eine Vereinbarung beziehungsweise ein Vertrag. 
Diesen könnten Sie nur verlassen, wenn Sie sagen, dass 
irgendetwas geschehen ist, Sie getäuscht wurden, die 
Geschäftsgrundlage weggefallen ist oder Sie Ihr ordentli-
ches oder außerordentliches Kündigungsrecht ausüben. 
Ich weiß es nicht.  

Irgendeine Idee müssten Sie haben und dann sagen, 
Sie fühlen sich nicht mehr gebunden, Sie kündigen die 
Vereinbarung auf. Das sagen Sie aber auch nicht. 

Ich möchte es jetzt nur eindeutig von Ihnen noch 
einmal wissen: Gilt Ihre Verpflichtungserklärung nach wie 
vor – ja oder nein? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Frau Stadträtin. 
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LhptmStin Mag Maria Vassilakou : Diese Verpflich-

tungserklärung, sehr geehrter Herr Abgeordneter, ist in 
erster Linie ein Vertrag, den ich mit meiner eigenen Frak-
tion abgeschlossen habe. Selbstverständlich gilt sie.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke.  
Wir kommen damit zur 5. Anfrage (FSP - 04816-

2012/0001 - KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr 
Wolfgang Ulm gestellt und ist an die Frau amtsführende 
Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfra-
gen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. 
(Nach geltendem Wiener Prostitutionsgesetz ist der 
Betrieb von Prostitutionslokalen bewilligungspflichtig. 
Wie viele Prostitutionslokale wurden mit Stichtag 31. 
Dezember 2012 bislang bewilligt?) 

Bitte, Frau Stadträtin. 
Amtsf StRin Sandra Frauenberger : Sehr geehrter 

Herr Abgeordneter! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Auch von meiner Seite her alles Gute im Jahr 2013. 

Zur Frage der Prostitutionslokale. Wie mir die Lan-
despolizeidirektion Wien berichten konnte, waren am 31. 
Dezember 2012 76 Prostitutionslokale nach Abschluss 
der zwingend durchzuführenden Ermittlungsverfahren 
mit Bescheid zur Kenntnis genommen. Für weitere 191 
Prostitutionslokale ist die Prüfung durch die Landespoli-
zeidirektion Wien im Gange.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. – Die 1. Zu-
satzfrage stellt Herr Abg Dr Ulm. – Bitte, Herr Abgeord-
neter.Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundes-
hauptstadt Wien): Sie hatten in der Vergangenheit ja 
auch geplant, Erlaubniszonen in Wien einzuführen. Es 
gibt derartige Erlaubniszonen im Augenblick nicht. Es 
haben sich die betroffenen Bezirke letztendlich gewei-
gert, solche Erlaubniszonen in Wohngebieten einzufüh-
ren.  

Ich frage Sie, ob das jetzt noch ein Thema für Sie ist. 
Es gibt ja vor allem im 2. Bezirk nach wie vor Probleme. 
Jetzt in der kalten Jahreszeit vielleicht weniger, aber sie 
werden wieder kommen. Daher frage ich Sie, ob Sie 
neue oder alte Erlaubniszonen für das laufende Jahr 
planen.  

Präsident Prof Harry Kopietz : Frau Stadträtin. 
Amtsf StRin Sandra Frauenberger : Es gibt keine Er-

laubniszonen, es gibt im Gesetz derzeit ausschließlich 
die Möglichkeit, sogenannte Erlaubniszonen zu erwirken. 
Aber nicht ohne die Bezirke. Und bisher hat kein Bezirk 
sich dazu bereit erklärt, einen bestimmten Straßenab-
schnitt oder einen Platz oder einen Ort zur Verfügung zu 
stellen, der zusätzlich zu den möglichen Plätzen über 
das Wiener Prostitutionsgesetz eben im Bezirk organi-
siert wird.  

Das ist zur Kenntnis zur nehmen. Wir haben uns im 
Vorfeld sehr, sehr lange mit dem Gesetz auseinanderge-
setzt – auch Sie –, und wir haben uns ja sehr, sehr oft 
auch gemeinsam darüber unterhalten. Ich denke mir, es 
über die Bezirksköpfe hinweg zu machen, wäre falsch. 
Dass sich aber jetzt natürlich die Bezirke nicht anstellen 
und alle „Hier!" schreien, um so eine Erlaubniszone zu 
erwirken, ist nicht weiter verwunderlich. Ich glaube nur, 
wenn sich im Prater auf Grund der dortigen Bauvorhaben 
die Situation ändert, dann wird der Druck auf die Bezirke, 

über solche Erlaubniszonen doch noch einmal nachzu-
denken, steigen. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. – Die 2. Zu-
satzfrage stellt Herr Abg Blind. – Bitte, Herr Abgeordne-
ter.  

Abg Armin Blind  (Klub der Wiener Freiheitlichen): 
Guten Morgen, Frau Landesrätin. 

Wir haben ja im Bereich der Gesetzesgenese Gott 
sei Dank verhindern können, dass es immer wieder ein 
Radl gibt bei Personen, die zwischen 14 und 18 Jahre alt 
sind, dass die immer wieder in einen Kurs geschickt 
werden, sondern dass nur noch ein einmaliger Kursbe-
such vorgesehen ist und danach die Bestrafung stattfin-
den soll.  

Meine Frage geht dahin: Wie viele Personen, die 
zwischen 14 und 18 Jahre alt waren, haben seit der 
Novellierung des Wiener Prostitutionsgesetzes einen 
solchen Kurs besucht und wie viele Strafen mussten 
anschließend wegen Wiederholung der Tathandlung 
verhängt werden? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Frau Stadträtin. 
Amtsf StRin Sandra Frauenberger : Diese Zahlen 

stehen mir momentan nicht zur Verfügung. Ich werde sie 
recherchieren und werde sie selbstverständlich nicht nur 
Ihnen, sondern dem gesamten Haus zur Verfügung 
stellen. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Die nächste Zusatz-
frage stellt Herr Abg Dr Ulm. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Ich möchte noch einmal auf die Genehmi-
gungspflicht der Prostitutionslokale zurückkommen. Auch 
Sie hätten es, glaube ich, lieber, wenn schon mehr Pros-
titutionslokale genehmigt wären. Es ist erst ein relativ 
geringer Prozentsatz genehmigt. Welche Initiativen wer-
den sie setzen, damit möglichst rasch möglichst 100 
Prozent aller Prostitutionslokale eine Genehmigung 
haben werden? 

Präsident Prof Harry Kopietz : Frau Stadträtin. 
Amtsf StRin Sandra Frauenberger : Im letzten Teil Ih-

rer Frage sprechen Sie etwas an, was eben so auch von 
der Polizei nicht gesagt werden kann, nämlich: Was sind 
die 100 Prozent? Wovon gehen wir aus?  

Die Polizei sagt, es war immer so, dass man enorme 
Schwankungen im Bereich der Prostitutionslokale gehabt 
hat. Ein Lokal macht ein paar Monate auf, macht zu, 
findet einen neuen Betreiber und macht wieder auf. Aber 
auch Ihre Intention war es ja, hier einmal eine rechtlich 
klare Situation zu erwirken. Die Polizei geht jetzt davon 
aus, dass es bei diesen insgesamt 267 angezeigten 
Betrieben – 76 Bescheide, 1 Abweisung, 1 Zurückzie-
hung, 79 eingeleitete Verfahren und 3 Schließungen; das 
ist jetzt einmal die genaue Bilanz – durch diese gesetzli-
che Regelung natürlich auch zu so etwas wie zu einem 
Reinigungsprozess gekommen ist. Und das war schon 
auch unsere politische Intention, dass nicht – ich sage es 
jetzt wirklich bewusst so – jede zum Teil furchtbare Loka-
lität ohne irgendwelche gesetzlich notwendige Auflagen 
aufmachen kann und ein Prostitutionslokal sein kann. 
Also es hat in diesem gesamten Genehmigungsverfah-
rensprozess sicher auch so ein natürlicher Reinigungs-
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prozess stattgefunden. Es wird manche gegeben haben, 
die gesagt haben, das zahlt sich für mich nicht aus, ich 
werde die Auflagen nicht schaffen. Das ist aber dann 
auch kein Lokal, das man zu diesen 100 Prozent zählen 
kann. Es gibt – das sehen wir – viele neue Betriebe, die 
von Haus aus eben unter diesen gesetzlichen Gegeben-
heiten aufmachen, und es gibt laufende Verfahren.  

Diese Schwankungen schaffen es eigentlich, dass 
auch die Polizei nicht wirklich sagen kann, von wie vielen 
Prostitutionslokalen wir in Wien sprechen und wie viele 
davon noch was tun müssen oder noch etwas tun soll-
ten, sondern wir gehen davon aus – die Übergangsfrist 
ist zu Ende –, dass die, die bewilligt sind, klar sind, die 
haben ein Hakerl, und für die, die jetzt im offenen Verfah-
ren sind, gilt es, diese abzuführen. Und wenn diese Ver-
fahren dann auch abgeschlossen sind, dann sind das die 
Prostitutionslokale in Wien.  

Die Polizei hat sich von Anfang, an was Information 
betrifft, wirklich sehr bemüht. Die sind bei ihren ganz 
normalen Kontrollen, die sie eben machen, schon auf die 
Lokalbetreiberinnen und Lokalbetreiber zugegangen und 
haben gesagt: Passt auf, da ändert sich etwas an der 
gesetzlichen Situation! Schaut euch das an! Wir beraten 
euch auch. Und alle, die sozusagen bis dahin gekommen 
sind, die sind dann ins normale Verfahren aufgenommen 
worden. Alle anderen sind keine Prostitutionslokale und 
haben auch keine Genehmigung. 

Und da ist dann die Polizei schon sehr wohl auch 
streng, indem sie nämlich hingeht und sehr wohl auch 
darauf schaut, dass die entweder ins Verfahren einstei-
gen, wobei man sie auch berät und sagt, passt auf, das 
und das wäre zu machen, sodass die sich dann überle-
gen können: Tu ich das oder tu ich es nicht? Aber wenn 
sie es nicht machen, ist ihr Lokal auch kein Prostitutions-
lokal und damit auch kein rechtmäßig anerkanntes Lokal.  

Ich glaube, das ist genau das, was wir mit dem Ge-
setz auch erwirken wollten. Das läuft jetzt gut und das ist 
eben auch dieser Reinigungsprozess, aber es war uns ja 
auch wichtig, dass diese Lokale sicher sein sollen. Es 
geht ja nicht nur darum, habe ich ein Prostitutionslokal 
oder habe ich keines, sondern es geht ja auch darum, 
dass, wenn dort Frauen arbeiten, sie dort unter Bedin-
gungen arbeiten, die dem entsprechen, was wir uns 
unter Sicherheit vorstellen. – Danke. 

Präsident Prof Harry Kopietz : Danke. Die Frage-
stunde ist damit beendet.  

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub 
im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema 
„Menschenwürdiger Umgang mit Flüchtlingen in Öster-
reich. Unter Berücksichtigung der Grundversorgungsver-
einbarung“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 9 
Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 
Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Akkilic, die Aktuelle 
Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass die Rede-
zeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Abge-
ordneter. 

Abg Senol Akkilic  (Grüner Klub im Rathaus): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
wünsche Ihnen allen ein gutes Neues Jahr! Mögen wir in 
Zukunft auch weiterhin gut miteinander diskutieren! 

Ich stehe heute hier nicht nur als Abgeordneter, son-
dern auch als ein Mensch, der von einem Thema betrof-
fen ist, das nicht nur meine Gedanken in Bewegung 
setzt, sondern auch mein Herz und meine Gefühle. Es 
geht um Menschen, die nach Österreich gekommen sind, 
um hier Schutz zu finden, und sie haben um Schutz 
angesucht, es geht um Menschen, die in Ihren Her-
kunftsländern unter kriegsähnlichen Zuständen leben 
mussten, es geht um Menschen, die seit Jahren ihre 
Familien nicht sehen, es geht um Menschen, die 
Morddrohungen erhalten haben, es geht um Menschen, 
die verfolgt wurden. 

Diese Menschen haben tausende Kilometer auf sich 
genommen, sehr viele Risiken auf sich genommen und 
sind nach Österreich gekommen. Und wir verfolgen seit 
geraumer Zeit, dass diese Menschen nicht mehr nur als 
Flüchtlinge betrachtet werden wollen, sondern auch als 
Menschen, die sich artikulieren können. Das ist ganz, 
ganz wichtig. Das sind Menschen, die vom politischen 
Leben zur Gänze ausgeschlossen sind, das sind Men-
schen, die vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, das 
heißt, Menschen, die in Österreich zwar leben dürfen, 
aber ihre Fähigkeiten, ihre Talente nicht einsetzten dür-
fen und einsetzen können, weil es gesetzlich nicht mög-
lich ist, dass diese Menschen einen Zugang zum Ar-
beitsmarkt haben. 

Es gibt nichts Schlimmeres, meine Damen und Her-
ren, als jemanden zum Nichtstun zu verdammen, und 
zwar per Gesetz zum Nichtstun zu verdammen, diesen 
Menschen die Möglichkeit wegzunehmen, mit der Bevöl-
kerung in Kontakt zu kommen, ihnen die Möglichkeit 
wegzunehmen, sich im Arbeitsprozess wiederfinden zu 
können, ihnen die Möglichkeit wegzunehmen, unter 
Menschen zu sein, damit sie das Erlittene, den Schaden, 
den sie mit sich tragen, diesen traumatisierten Umstand 
im Leben mit der Bevölkerung überwinden können. Es 
sind Menschen, die keine Mobilitätsfreiheit haben. Unser 
derzeitiges Asylsystem sorgt dafür, dass diese Men-
schen nur in einem bestimmten Bundesland leben dürfen 
und nicht österreichweit ihre Verwandten oder ihre Be-
kannten sehen können, das heißt, ihre sozialen Kontakte 
pflegen können.  

Was für Menschen das sind, meine Damen und Her-
ren, das habe ich in meiner Arbeit gesehen, die ich seit 
dem 24. November, als der Protestmarsch von Traiskir-
chen stattgefunden hat, kontinuierlich fortgesetzt habe. 
Ich habe mit diesen Menschen ständig gesprochen, und 
ich rate allen von Ihnen, gehen Sie einmal hin, sprechen 
Sie mit diesen Menschen, reichen Sie mal Ihre Hand, 
lassen Sie mal Ihre Hand von diesen Menschen halten. 
Diese Menschen erzählen keine Lügen, und diese Men-
schen wollen uns nicht reinlegen. Diese Menschen ha-
ben ein Ziel: als Mensch betrachtet zu werden. 

Zu dieser Erkenntnis, meine Damen und Herren, bin 
nicht nur ich gekommen, sondern auch zahlreiche Ver-
treter und Vertreterinnen der katholischen Kirche, allen 
voran Kardinal Schönborn, der bei seinem Besuch – 
Originalsatz: sein Besuch war bei bedrängten Menschen 
– gesagt hat, man muss diesen Menschen helfen. Er 
sagt das aus dem Blickwinkel der Kirche, und ich finde 



Landtag, 19. WP 7. Jänner 2013 21. Sitzung / 15 

 
es ganz, ganz mutig und wichtig, dass die oberste mora-
lische Instanz in Österreich sich dazu äußert und Solida-
rität mit diesen Menschen verlangt, Solidarität von der 
Politik. Kardinal Schönborn und Caritas und auch die 
Vertreterin der Ordensfrauen möchten, dass diese Men-
schen hier ein menschenwürdiges Leben führen können. 

Was war der Auslöser zu dem Ganzen? Sie wissen, 
dass das Erstaufnahmezentrum Traiskirchen überfüllt 
war. Dort gibt es Platz für nur 450 Personen, aber bis vor 
dem 24. November haben dort über 1 000 Menschen, 
nämlich 1 400 Menschen gelebt. Die Flüchtlinge haben 
mit dieser Aktion eines an den Tag gelegt: Irgendetwas 
stimmt in diesem System nicht. Und die Freiwilligkeit der 
Bundesländer, ihren Quoten nachzukommen, ist auch 
nicht vorhanden gewesen. Diese Aktion hat die Hebel in 
Gang gesetzt, sodass der Bundeskanzler zu einem Asyl-
gipfel einladen musste – auch dort vor dem Bundeskanz-
leramt war ich –, bei dem die Landeshauptleute darauf 
aufmerksam gemacht worden sind, dass sie ihre Quoten 
erfüllen müssen.  

Wien und Niederösterreich haben ihre Quoten erfüllt. 
Der Umgang von Wien mit der Erfüllung der Quoten ist 
beispielhaft. Für uns zählt in erster Linie der Mensch. Die 
anderen Bundesländer sind dann nachgekommen und 
haben die Quoten erfüllt. Aber es ist etwas ganz, ganz 
Wichtiges noch herausgekommen. Wien ist in Europa 
eingebettet und eine der schönsten und besten Städte 
Europas, aber wir sind nochmals draufgekommen, dass 
sehr viele Probleme durch das Europarecht verursacht 
werden. Die Dublin-II-Regelung, die Fingerabdrückere-
gelung, all das macht es den Menschen nicht möglich, 
sich frei zu bewegen.  

Man kann nun hergehen und sagen, diese Menschen 
haben ja in ihren Herkunftsländern nicht das Beste vom 
Leben gehabt. Sie sollen doch froh sein, dass sie da in 
irgendeinem Heim untergebracht worden sind, und sie 
sollen überhaupt froh sein, dass sie hier Schutz finden. 
Uns allen geht es hier gut, meine Damen und Herren. 
Wir verdienen gut, wir leben gut. Während die Hunger-
streikenden in der Kirche – Hungerstreik in Klammer, 
weil sie ja trinken, Suppe essen und warme Getränke zu 
sich nehmen –, während diese Menschen auf ihre Anlie-
gen aufmerksam machen wollten durch ihre Aktion, 
haben viele von uns mit Sektgläsern oder Champagner-
gläsern das neue Jahr gefeiert. Um das Leid der Men-
schen zu sehen, braucht es ein inneres Auge, es reicht 
nicht nur das äußere Auge. Das innere Auge heißt, mit 
diesen Menschen mitfühlen zu können, mitleiden zu 
können. Dieses Mitleiden erfordert eine große Mensch-
lichkeit, und das internationale Abkommen zum Schutze 
der Menschen ist auch dazu da, dass wir dieses innere 
Auge entwickeln.  

Ich begrüße ausdrücklich die Menschen, die in der 
Kirche derzeit für ihre Anliegen eine Aktion setzen. Diese 
Menschen öffnen uns gleichzeitig die Augen dafür, was 
es heißt, Mensch zu sein, was es heißt, die Sorgen und 
das Leid der Menschen zu verstehen. Und von daher, 
meine Damen und Herren, sehen wir uns in Wien ge-
zwungen, dieses Thema freiwillig anzusprechen. Das ist 
ein Thema, das die gesamte Öffentlichkeit bewegt.  

Wir haben derzeit eine sehr gute mediale Berichter-
stattung zu diesem Thema. Die Flüchtlinge werden von 
den Medien nicht angegriffen, auch nicht von der „Kro-
nen Zeitung“, es gibt ein sehr gutes Interview mit einer 
Caritas-Vertreterin von „Heute“. Die „Heute“-Zeitung 
greift die Flüchtlinge nicht an und sonst alle anderen 
Medien auch nicht. Ganz im Gegenteil. Es gibt auch 
sehr, sehr großes Verständnis dafür, dass die Forderun-
gen der Flüchtlinge, soweit sie im nationalen Rechtsbe-
reich liegen, aufgegriffen und umgesetzt werden. Den 
Unterstützerinnen und Unterstützern gilt ein großes Dan-
keschön von mir. Das sind Menschen, die mit beiden 
Beinen im Leben stehen, Menschen, die darauf Wert 
legen, dass die Menschlichkeit bei uns eingehalten wird. 
Das sind Menschen, die ihre Tage und Nächte dafür 
eingesetzt haben, dass die Stimmen der Flüchtlinge auf 
Gehör stoßen.  

Ich appelliere hier vor allem an die Österreichische 
Volkspartei – Kardinal Schönborn ist nicht irgendjemand, 
Kardinal Schönborn ist eine sehr wichtige Person in 
diesem Land, und es gilt auch ein Dankeschön an die 
Caritas, die derzeit die Vermittlungsgespräche führt und 
es den Flüchtlingen möglich macht, dass sie in der Kir-
che bleiben –: Schließen Sie sich der Linie von Caritas 
an! Schließen Sie sich der Linie von Kardinal Schönborn 
an! Ich hoffe, dass Sie auch in Ihr Gewissen hinein-
schauen werden und die Situation dieser Menschen 
verstehen werden, und ich bitte Sie und fordere Sie auf, 
für die Flüchtlinge Verständnis aufzubringen und ihre 
Anliegen zu unterstützen. – Danke schön. (Beifall bei 
GRÜNEN und SPÖ.)  

Präsident Prof Harry Kopietz : Für weitere Wortmel-
dungen bringe ich in Erinnerung, dass jeder Abgeordnete 
sich nur ein Mal zu Wort melden darf und die Redezeit 
mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächster Redner hat 
sich Herr StR Mag Juraczka gemeldet. – Bitte, Herr 
Stadtrat. 

StR Mag Manfred Juraczka : Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!  

Auch von meiner Seite ein frohes Neues Jahr! Ich 
freue mich, dass wir hier gleich bei der ersten Sitzung 
doch ein sehr wichtiges Thema erörtern, das leider Got-
tes aber auch Sprengstoff in sich hat, wieder einmal 
dazu zu führen, zu polarisieren und von der einen wie 
von der anderen Seite zu Unsachlichkeit und zu Hetze 
Anlass zu geben.  

Daher möchte ich ganz bewusst gleich am Beginn 
meiner Ausführungen daran erinnern – und ich glaube, 
darauf können wir alle, darauf können alle Fraktionen 
stolz sein –, dass Österreich eine lange humanitäre 
Tradition im Asylwesen hat. Hunderttausenden Men-
schen wurde in Österreich in den letzten Jahren und 
Jahrzehnten geholfen. Sie wurden aufgenommen – ich 
denke nur an den Prager Frühling, ich denke an die 
Ungarn-Krise – und wurden damit vor Verfolgung in ihren 
Heimatländern geschützt. Auch der UNO-
Hochkommissar hat Österreich mehrfach in seinem 
Jahresbericht für die Qualität des hiesigen Asylverfah-
rens gelobt.  

Es kann dennoch Missstände geben, da bin ich 
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schon durchaus d'accord. Ich habe Verständnis dafür 
gehabt, dass im November darüber gesprochen wurde, 
dass Traiskirchen massiv überfüllt ist und dass dort die 
humanitären Möglichkeiten wohl nicht ausreichend sind. 
Aber was ist danach passiert? Nach diesem Marsch von 
Traiskirchen nach Wien am 24. November kam es plötz-
lich zur Bildung eines Refugeecamps im Siegmund-
Freud-Park und in weiterer Folge – ganz offensichtlich, 
weil die mediale Aufmerksamkeit zu gering war – zur 
Besetzung der Votivkirche. Und ich fürchte, hier werden 
notleidende Menschen von linksextremen Anarchos 
beinhart und zynisch instrumentalisiert, meine Damen 
und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)  

Und weil mein Vorredner die Caritas hier sozusagen 
als Zeugin herangezogen hat, tue ich das auch. Das tue 
ich auch mit der Wortmeldung des Caritas-Direktors 
Landau, der selbst gesagt hat, er schätzt, ein Drittel der 
Menschen in der Votivkirche sind wirklich in Not, ein 
Drittel will ernsthaft helfen, und ein Drittel sind – das sagt 
Landau, und jeder, der ihn kennt, weiß, dass er mit sei-
nen Worten sorgsam umgeht – Chaoten, die die Not 
dieser Menschen instrumentalisieren wollen für ihre 
links-linken Ansinnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Es ist gut, dass man sich 
mit diesen Menschen trifft, wie es Eminenz Schönborn 
getan hat, wie es auch die zuständige Bundesministerin 
Mikl-Leitner getan hat. Nur wenn Sie Kardinal Schönborn 
zitieren, dann sagt dieser auch, dass er den Asylwerbern 
dringend empfiehlt, den Hungerstreik aufzugeben, in die 
von der Caritas angebotenen Asylheime zu gehen, und 
er verwehrt sich ganz massiv dagegen, hier diese Men-
schen, die wirklich in Not sind, zu instrumentalisieren. 
Weder Landau noch Schönborn haben sich den absur-
den Forderungen angeschlossen, die jetzt Schritt für 
Schritt erhoben werden, wie beispielsweise, wirtschaftli-
che Situation als Asylgrund anzuerkennen. Von den 
Friseuren und allen anderen Dingen, die da noch am 
Rande mit geschwommen sind, will ich gar nicht reden. 
Für die machen sich weder der Kardinal noch die Caritas 
noch sonst jemand stark.  

Ich glaube, wir sollten es ganz im Gegenteil mit dem 
Flüchtlingshochkommissar der Vereinten Nationen und 
mit der Caritas halten, die diesen Menschen sagen, 
beendet die Besetzung der Votivkirche, beendet den 
Hungerstreik, ihr werdet hier nur ausgenutzt! Ich sage 
aber auch ganz offen, ich halte nichts davon, hier mit 
Brachialmethoden vorzugehen. Zwangsernährung oder 
die Stürmung eines Gotteshauses erscheinen mir nicht 
angemessen.  

Und ich sage ganz offen, wenn ich heute von einer 
politischen Partei lese, dass sie der katholischen Kirche 
vorwirft, Beitragstäter zu einem Verbrechen zu schaffen, 
nämlich zum Asylbetrug, dann muss ich das auch ganz 
entschieden zurückweisen. (Beifall bei der ÖVP)  

Meine Frage an die GRÜNEN geht aber soweit: Sind 
Sie in dieser Landesregierung angekommen? Sind Sie 
bereit, den Rechtsstaat zu verteidigen? Sind Sie bereit, 
wirklich etwas für die Asylwerber zu tun und ihnen zu 
sagen: Nehmt die Angebote an, geht wieder in warme, 
gut geheizte Quartiere, wo auch die sanitäre Situation in 

Ordnung ist!? Oder wollen Sie das gemeinsam mit 
Linksanarchos aus Deutschland für Ihre Zwecke instru-
mentalisieren? Und sind Sie auch bereit, sich von Aus-
drücken wie „faschistoide Polizei“, „faschistoide Putsch-
Polizei“ zu distanzieren, wie das auch Freunde der so-
genannten Unterstützer, die leider dort auch ihr Unwesen 
treiben, genannt haben?  

Denn davon muss ich mich ganz klar distanzieren. 
Unser Asylwesen ist einwandfrei. Wir haben im gestrigen 
„Kurier“ erst von einem Journalisten, der es sich nicht 
einfach gemacht hat ... 

Präsident Prof Harry Kopietz  (unterbrechend): Bitte 
zum Schlusssatz kommen! 

StR Mag Manfred Juraczka  (fortsetzend): ... – ich 
komme sofort zum Schluss – das Schicksal von einem 
dieser Asylwerber aus Pakistan gesehen, der seinen 
Leidesweg geschildert hat. Er kam von Pakistan über 
Afghanistan, über Syrien, den Irak, den Iran, die Türkei, 
Griechenland, Serbien, Slowenien nach Österreich. 
Nimmt so ein Martyrium jemand auf sich, wenn hier in 
diesem Land diese Asylgesetze so inhuman und graus-
lich sind, wie Ihre Fraktion immer behauptet? Ich glaube, 
nein. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)  

Präsident Prof Harry Kopietz : Als Nächster zu Wort 
gemeldet ist Herr Mag Jung. – Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Mag Wolfgang Jung  (Klub der Wiener Freiheitli-
chen): Meine Damen und Herren! 

Aktuelle Stunde: „Menschenwürdiger Umgang mit 
Flüchtlingen in Österreich.“ Eigentlich müsste es in dem 
Fall – und auch in der Praxis zeigt es sich – „mit Flücht-
lingen in Wien“ heißen, denn wir diskutieren im Wesentli-
chen über die Geschichte Votivpark beziehungsweise 
Votivkirche. Und warum? Weil die GRÜNEN ablenken 
müssen, weil sie ablenken müssen von einem inneren 
Dilemma und von einem Dilemma mit ihrem Koalitions-
partner.  

Das innere Dilemma hat man ja gemerkt. Sie waren 
sehr, sehr lange ruhig zu der ganzen Sache, bis auf zwei 
mehr oder weniger persönlich Betroffene unter Ihnen. 
Die anderen haben geschwiegen, und auch der Herr 
Kollege Ellensohn hat sich relativ spät erst und mit einem 
Pressedienst zu Wort gemeldet. Die grüne Führungsspit-
ze war überhaupt ruhig bis gestern eigentlich. Da hat 
anscheinend unter dem Eindruck der heutigen Sitzung 
ihre Chefin dann auch noch einen Kommentar abgege-
ben.  

Was ist passiert? – Hier ist als Überbleibsel von ei-
nem Demonstrationszug ein Protestcamp errichtet wor-
den. Ganz zufällig natürlich. Es war nichts vorbereitet, 
die Zelte sind selbst herbeigeschwebt, die Möbel sind 
von selbst hergekommen. Es war überhaupt nichts vor-
bereitet. Die Computer, das Sparkassenkonto waren 
eingerichtet, die Internetverbindung. Alles zufällig! Von 
jenen Leuten nämlich, die hinter den Flüchtlingen stehen 
beziehungsweise eigentlich diese Flüchtlinge vor sich 
hertreiben. Und das ist das Problem!  

Das sind nicht nur Österreicher, das sind auch sehr 
stark andere – das ist ja ein europäischer Versuch, der 
hier läuft; in Berlin genauso wie bei uns hier in Wien –, 
zum Beispiel der Hans Georg Eberl, der ja da ganz 



Landtag, 19. WP 7. Jänner 2013 21. Sitzung / 17 

 
maßgeblich als bayrischer Linksradikaler auf dem Sektor 
tätig war und jetzt versucht, hier aufzuhetzen. Nun denn! 
Ein Teil dieser Protestler hat dann in weiterer Folge die 
Votivkirche besetzt, und es war relativ ruhig in Öster-
reich.  

Ich frage Sie, meine Damen und Herren von den 
GRÜNEN, was hätten Sie für einen Wirbel gemacht, 
wenn wir oder wenn von mir aus, was Sie ja furchtbar 
ablehnen, irgendwelche orthodoxen Christen einen Ge-
betsraum der Muslime am Freitag besetzt hätten, um 
dort zu protestieren gegen die Misshandlung von Chris-
ten in muslimischen Ländern? Der Teufel wäre los ge-
wesen da in diesem Sektor dieses Hauses, meine Da-
men und Herren. Das kann ich Ihnen sagen. (Beifall bei 
FPÖ und ÖVP.)  

Und jetzt sitzen diese Leute da drinnen und stellen 
zum Teil ungesetzliche und zum Teil sogar unverschäm-
te Forderungen. Sie wollen die Bundesministerin hinzitie-
ren, sie wollen jetzt sogar den Herrn Bundespräsidenten 
herbeibefehlen. Ja, was glauben die eigentlich, meine 
Damen und Herren, wo sie sind? Sie sind durch ver-
schiedene Länder geflüchtet, auch durch EU-Länder, wo 
sie durchaus um sicheres Asyl hätten einkommen müs-
sen oder können. Sie sind bei uns gelandet, dort, wo sie 
hinwollten, weil es ihnen hier am besten geht von allen 
diesen Ländern und weil sie glauben, hier am besten von 
allen das Sozialsystem ausnützen zu können. Und, das 
meine Damen und Herren, werden wir nicht zulassen! 
(Beifall bei der FPÖ.)  

Wer flieht um die halbe Welt, um in ein Land zu 
kommen, in dem es so furchtbare Zustände gibt wie bei 
uns hier in Österreich, und um das dann hier zu behaup-
ten? Das ist die Realität, meine Damen und Herren. Der 
Kollege Lobo, der ja einer der wenigen GRÜNEN war, 
die hier unterstützend eingegriffen haben, hat gemeint, 
das Ganze war ja ohnehin genehmigt. Nichts war ge-
nehmigt, Herr Kollege Lobo. Sie sagen, es war von der 
ÖH und anderen Gruppen querdurch als politische Ver-
sammlung genehmigt und daher war die Räumung eine 
Rechtswidrigkeit. Also die ÖH ist noch keine Behörde, 
die irgendwas genehmigt, Herr Kollege. Die einzige 
Rechtswidrigkeit, die vielleicht da war, ist, dass das 
Camp draußen erst so spät geräumt wurde, denn eigent-
lich hätte die Polizei gleich einschreiten müssen, weil 
hier ein eindeutig rechtswidriger Vorgang gegeben war. 
(Beifall bei FPÖ und ÖVP.)  

Und diese Räumung, meine Damen und Herren, ist, 
wie die Polizei verkündet hat, im Einvernehmen mit der 
Stadt erfolgt. Das, was die GRÜNEN brutale und men-
schenverachtende Vorgangsweise nennen, war laut 
Polizei abgesprochen mit der Stadt. Und wer ist die 
Stadt, wenn nicht die Stadtregierung? Und in dieser 
Stadtregierung, meine Damen und Herren von den 
GRÜNEN, sitzen Sie auch drinnen. Das ist nicht abzu-
streiten, und das ist einer der Gründe, warum Sie so 
nervös reagieren und mit der heutigen Geschichte davon 
ablenken wollen.  

Es glaubt niemand, wirklich niemand, dass in dieser, 
wie es in Österreich so schön heißt, glamourösen Causa 
seitens der Polizei und der MA 48 etwas ohne Wissen 

der Stadtregierung und ohne Wissen des Herrn Bürger-
meisters, der sich dazu laufend verschweigt – der hat 
noch keinen Pieps dazu gesagt –, geschehen ist. Das ist 
die Realität. Und für Ihre grüne Stadträtin stellt sich die 
Frage: Entweder sie ist Mitwisserin und ist jetzt in der 
Zwickmühle, oder die SPÖ hat den grünen Blinddarm-
partner wieder einmal über eine Entscheidung höchstens 
im Nachhinein informiert. Es wäre auch nicht das erste 
Mal.  

Jedenfalls, meine Damen und Herren von den GRÜ-
NEN, ist diese ganze Geschichte in erster Linie Ihr Prob-
lem. Es ist Ihr Problem, ob Sie sich damit abfinden wol-
len oder nicht und wie Sie intern damit umgehen. Mit der 
Aktuellen Stunde heute wollen Sie nur davon ablenken. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz : Als Nächste zu Wort 
gemeldet ist Frau Abg Mörk. – Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abg Gabriele Mörk  (Sozialdemokratische Fraktion 
des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

Die Genfer Flüchtlingskonvention wurde 1951 verab-
schiedet und 1954 von Österreich ratifiziert. Damit haben 
wir ganz klare Regeln, die festlegen, wer Flüchtling ist 
und wer nicht, welche Rechte und Pflichten er oder sie 
hat und welchen rechtlichen Schutz ein Flüchtling erhal-
ten soll. Österreich hat sich in den vergangenen 
60 Jahren immer zur Flüchtlingskonvention bekannt und 
vielen Tausenden Flüchtlingen Asyl gewährt. Von der 
Niederschlagung des Aufstandes in Ungarn über den 
Prager Frühling bis hin zum Krieg in Jugoslawien und 
Kosovo hat Österreich seine humanitäre Aufgabe immer 
wahrgenommen. Doch die Flüchtlingsbewegungen sind 
zunehmend globaler geworden. Durch Kriege im Irak, in 
Afghanistan und Tschetschenien sind auch Flüchtlinge 
aus diesen Ländern zu uns nach Österreich gekommen 
und haben bei uns Schutz gesucht.  

Mit der Bund-Länder-Vereinbarung zur Grundversor-
gung von AsylwerberInnen wurde 2004 ein Instrument 
geschaffen, das Quartiere, Betreuungsqualität und Kos-
tenaufteilung regelt, und Wien ist bei dieser Umsetzung 
immer sehr vorbildlich vorgegangen. Gemeinsam mit 
einem Netzwerk von NGOs werden AsylwerberInnen in 
Wien zu 70 Prozent in Privatquartieren untergebracht. In 
Wien gibt es einzigartige Angebote für AsylwerberInnen 
mit Behinderungen oder schweren Erkrankungen. In 
Wien sind zahlreiche barrierefreie Unterbringungsplätze 
mit Lift und Treppenlift vorhanden, und in unserer Stadt 
gibt es österreichweit die meisten Sonderbetreuungs-
plätze. In Akutfällen wird sofort gehandelt und kein Asyl-
werber, keine Asylwerberin muss auf der Straße stehen.  

Flüchtlinge sollten mit der Grundversorgungsverein-
barung von Bund und Ländern seit 2004 gemäß der 
Einwohneranzahl der Bundesländer gleichmäßig auf 
Österreich verteilt werden. Doch schon zu Beginn stellte 
sich heraus, dass einige Bundesländer nicht zur 15a-
Vereinbarung gestanden sind. Wien hat hier von Anbe-
ginn an Verantwortung übernommen und immer mehr 
AsylwerberInnen betreut, als laut Vereinbarung notwen-
dig gewesen wäre, und das unabhängig davon, ob jetzt 
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viele Flüchtlinge nach Österreich gekommen sind, wie 
2003 oder 2004, oder wenige, wie 2010. Wien hat die 
Quote immer übererfüllt, bis zu 165 Prozent, nie ist die 
Quote in Wien unter 125 Prozent gelegen. Derzeit erfül-
len wir eine Quote von 142 Prozent. Das ist genauso 
hoch wie vor dem Asylgipfel im Herbst, Niederösterreich 
hingegen ist nach der Überführung zahlreicher Asylwer-
berInnen in die Bundesländer von 112 Prozent im Okto-
ber auf 85 Prozent gefallen und ist mit Kärnten trauriges 
Schlusslicht in Österreich. 

Was die Situation der AsylwerberInnen in der Votiv-
kirche betrifft, muss klar gesagt werden: Hier gibt es ein 
ganz klares Angebot der Caritas, ihnen Quartiere zur 
Verfügung zu stellen. Leider nehmen sie diese Angebote 
nicht an, im Gegenteil, einige sind in den Hungerstreik 
getreten. Hier spielen Dritte ein eigenes Spiel mit den 
AsylwerberInnen. Panikmache wird betrieben, wenn 
Aktivisten Flüchtlinge vor angeblich vergiftetem Tee 
warnen und die Caritas, die ihnen helfend zur Seite 
steht, zum Feindbild aufbaut. Dieser Aktionismus, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, auf Kosten von Men-
schen, die vor Krieg und Folter flüchten mussten, ist 
schändlich und zu verurteilen. (Beifall bei der SPÖ.)  

Wir haben in Wien eine hohe Qualität der Grundver-
sorgung und gehen auf die Bedürfnisse der Asylwerbe-
rInnen ein. Es gibt keinen Grund, sie von diesem Ange-
bot an Quartieren abzuhalten. Politische Forderungen 
sind legitim, sind aber ganz klar an das Innenministerium 
zu richten, ohne dafür Menschen in eine Art Geiselhaft 
zu nehmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als nächster Redner 
hat sich Herr Dr Ulm zu Wort gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Drei Punkte. – Erster Punkt zur Situation der Men-
schen in der Votivkirche, also zu jenem Drittel, von dem 
auch der Caritas-Direktor gesprochen hat, und jedenfalls 
zu denen, die sich im Hungerstreik befinden: Diese Men-
schen leiden, und diese Menschen haben mein Mitleid. 
Es ist natürlich nicht angenehm, in so einer Situation zu 
sein und in der Votivkirche zu frieren, aber diese Form 
des Protestes ist auch selbstgewähltes Leid. Es wäre 
nicht notwendig, dort zu frieren. 

Punkt 2: Wer eine Kirche besetzt, setzt sich natürlich 
auch ins Unrecht. Da möchte ich schon einmal den 
Langmut und den Großmut der Gläubigen dieser Kirche, 
des Pfarrgemeinderates, der Pfarre Votivkirche wie der 
gesamten Erzdiözese Wien anerkennen, ebenso wie 
auch die Leistungen der Caritas, nicht nur des Caritas-
Direktors Landau, sondern auch der vielen ehrenamtli-
chen Mitarbeiter, die sich in den Dienst der Sache stellen 

Punkt 3: Was wäre die Aufgabe der Politik? Erstens 
einmal den Menschen keine falschen Hoffnungen zu 
machen, die sich nicht erfüllen können. Da spreche ich 
jetzt die GRÜNEN an, und ich bin ja neugierig, ob sich 
Herr Kollege Lobo jetzt in seiner Wortmeldung nach wie 
vor dazu bekennt, dass er nämlich, was ich schon von 
ihm gehört habe, die Forderung der AsylwerberInnen 

unterstützt. Ich mache Sie darauf aufmerksam, wenn Sie 
diese Forderung unkritisch unterstützen, dann erzeugen 
Sie bei diesen bemitleidenswerten Menschen natürlich 
den Eindruck einer Unterstützung, was dann natürlich 
dazu führt, dass die wahrscheinlich noch schwerer davon 
abgehalten werden können, in den Hungerstreik zu tre-
ten oder weiter in der Votivkirche zu frieren. Sie haben 
da eine eminente politische und menschliche Verantwor-
tung, die Sie meiner Meinung nach nicht wahrnehmen.  

Was hat die Politik aber noch zu machen? Sie hat 
natürlich in erster Linie ein korrektes Asylwesen zu orga-
nisieren und eine anständige Asylpolitik zu machen. Das 
machen wir in Österreich. Die Forderungen, die aus der 
Votivkirche erhoben werden, sind leider absurd. Sie 
wollen Grundversorgung für alle Asylwerber haben. 
Diese bekommen alle Asylwerber, die schutzbedürftig 
und die hilfsbedürftig sind. Grundsätzlich bekommt keine 
Grundversorgung, wer sich nicht an die Regelungen hält, 
wer also untertaucht in die Anonymität oder wer nicht 
ausreist, obwohl er bereits einen rechtskräftig negativen 
Asylbescheid hat und die Aufnahme in das Land möglich 
ist.  

Zweite Forderung: freie Wahl des Aufenthaltsortes. 
Dieser Forderung kann natürlich auch nicht nachge-
kommen werden, denn es muss zwei Einschränkungen 
geben: erstens bei den Erstaufnahmelagern die Anwe-
senheit für einige Tage, um das Verwaltungsverfahren 
abführen zu können, zweitens haben wir eine sinnvolle 
Aufteilung auf die Bundesländer, um diese Asyllast ge-
recht zu verteilen.  

Dritte Forderung: Zugang zu Arbeitsmarkt, Bildungs-
institutionen und Sozialversicherung. Sehr geehrte Da-
men und Herren, das ist im hohen Ausmaß erfüllt. In 
Österreich ist es grundsätzlich bereits nach drei Monaten 
möglich, als Asylwerber einer Beschäftigung nachzuge-
hen. Selbstverständlich dürfen und sollen die Kinder die 
Schule besuchen und selbstverständlich sind sie auch 
sozialversichert.  

Die Abschaffung von Abschiebungen in sichere Dritt-
länder ist völlig ausgeschlossen und würde jeder gleich-
artigen Asylpolitik in der EU widersprechen. Selbstver-
ständlich ist es sinnvoll, wenn der Asylwerber bereits in 
einem sicheren Drittland war, dass er dort seinen Asylan-
trag stellt. Selbstverständlich wollen wir kein Asyl-
Shopping haben, dass man innerhalb der EU es in jeden 
Land einmal probieren darf, und dann kommt man nach 
20 Jahren drauf, dass der immer in verschiedenen Ver-
fahren war, und dann sagt man, jetzt soll er in der EU 
bleiben.  

Fünfte Forderung: Man will eine unabhängige In-
stanz, die die Asylbescheide überprüft. Ich sage Ihnen, 
wir leben in einem ausgezeichneten Rechtsstaat. Es 
entscheiden das Bundesasylamt in erster Instanz, in 
zweiter Instanz der Asylgerichtshof und in dritter Instanz 
der Verfassungsgerichtshof.  

Und zur letzten Forderung, Anerkennung von sozio-
ökonomischen Fluchtmotiven: Das ist ja völlig absurd. 
Also wenn jemand nach der Genfer Flüchtlingskonventi-
on politisch oder anderwärtig persönlich verfolgt wird, 
dann wird ihm hier Asyl gewährt, aber einem Wirtschafts-
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flüchtling kann grundsätzlich kein Asyl gewährt werden. 
Das hieße ja so etwas wie ein Bleiberecht für alle, eine 
Einladung, einfach dort hinzukommen, wo die Verhält-
nisse besser sind.  

Sehr geehrte Damen und Herren von den GRÜNEN! 
Ich erwarte mir von Ihnen, dass Sie sich von diesen 
sechs Forderungen, die nicht erfüllt werden können, 
distanzieren, sonst leisten Sie der Asylpolitik und vor 
allem den leidenden Menschen in der Votivkirche einen 
Bärendienst. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zu Wort 
gemeldet ist Herr Abg Mag Werner-Lobo. Ich erteile es 
ihm. 

Abg Mag Klaus Werner-Lobo  (Grüner Klub im Rat-
haus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Liebe Besucher und Besucherinnen 
auf der Galerie, insbesondere auch die Flüchtlinge, die 
sich hier auf der Galerie versammelt haben! 

(Abg Werner-Lobo eröffnet seine Rede in englischer 
Sprache, womit er sich vornehmlich an die Personen auf 
der Galerie wendet. – Es erfolgen mehrfach Zwischenru-
fe bei FPÖ und ÖVP, die ihn auffordern, er möge 
Deutsch reden. – Abg Mag Wolfgang Jung: Frau Vorsit-
zende! Was ist los, Frau Vorsitzende? Geschäftsord-
nung!) 

Präsidentin Marianne Klicka  (unterbrechend): Ich er-
suche Sie, die deutsche Sprache zu verwenden. (Beifall 
bei FPÖ und ÖVP.) 

Abg Mag Klaus Werner-Lobo  (fortsetzend): Wir erle-
ben gerade, meine Damen und Herren, einen histori-
schen Moment in Wien. Viele von uns sind damit über-
fordert. Viele von uns, auch jene, die immer für eine 
sozial gerechte, weltoffene und respektvolle Gesellschaft 
eingetreten sind, sind überfordert mit der Tatsache, dass 
da auf einmal Menschen kommen, Verfolgte, Flüchtlinge, 
die nicht als Bittsteller und Bittstellerinnen auftreten (Abg 
Mag Wolfgang Jung: Nein, die fordern!), die nicht das 
Haupt neigen, wenn es um Asyl, um Hilfe, um Obdach 
geht, sondern die Forderungen stellen (Abg Mag Wolf-
gang Jung: Ja, Forderungen!), Forderungen, die von 
vielen als überzogen wahrgenommen werden, weil sie 
nicht in unser Bild von Bittstellern, von Gästen, von ver-
folgten Armutschkerln passen.  

Weil sie leben wollen und nicht nur überleben, weil 
sie nicht nur versorgt werden wollen, ja, in Wahrheit gar 
nicht versorgt werden wollen, und weil sie auch kein 
Mitleid wollen, Herr Abg Ulm, sondern Arbeit, Bildung, 
Selbstbestimmung, Lebensperspektiven und freie Orts-
wahl, ja, überhaupt Freiheit verlangen. Weil sie weder 
vom Staat noch von wohlmeinenden Hilfsorganisationen 
versorgt und bevormundet werden wollen, sondern, im 
Gegenteil, selbst ihren Beitrag zum Gemeinwesen, zu 
diesem unseren Staat leisten wollen, mit allen Rechten 
und Pflichten. Weil sie genau das wollen, was wir alle für 
uns selbst, für unsere Freunde und Familien wollen.  

Und weil sie das nicht leise und gesenkten Hauptes 
vortragen, sondern laut im Zentrum der Republik, im 
Votivpark und seit zweieinhalb Wochen in der Votivkir-
che, wo man sie nicht übersehen kann, wo man nicht 
wegschauen kann, wo man nicht daran vorbei kann, 

wenn wir nicht die letzten Festen der Zivilisation aufs 
Spiel setzen wollen. Weil sie, um nicht wieder unsichtbar 
und übersehbar zu werden, ihr eigenes Leben aufs Spiel 
setzen, einen Hungerstreik begonnen haben, der nicht 
nur ihre eigene Existenz und Gesundheit in Frage stellt, 
sondern als sichtbares Zeichen ihrer selbstgewählten 
Bestimmung auch den zivilisatorischen Charakter unse-
rer Demokratie, der humanistischen Grundlage unseres 
Landes in Frage stellt.  

Das alles, meine Damen und Herren ist schwer er-
träglich. Das alles fordert auch die Wohlmeinenden unter 
uns heraus. Niemand, der nicht sein eigenes Leben 
riskiert, kann es reinen Gewissens befürworten, dass 
andere ihr Leben und ihre Gesundheit aufs Spiel setzen. 
(Abg Mag Wolfgang Jung: Es sollen also ihre Forderun-
gen erfüllt werden? Das hätten Sie gerne!) Niemand von 
uns, die wir ein Zuhause, einen vollen Kühlschrank und 
eine gesicherte Existenz haben, kann einen Hungerstreik 
befürworten. Und gerade deswegen muss uns ein sol-
cher Hungerstreik vor Augen führen, dass er der Aus-
druck der Verzweiflung von Menschen ist, die nichts 
mehr zu verlieren haben, und wir sollten uns fragen, 
warum es dazu in einem der reichsten Länder dieser 
Welt mit einer in Wahrheit lächerlich geringen Anzahl von 
Asylanträgen kommt. (Abg Mag Wolfgang Jung: Was 
passiert, wenn wir nachgeben?) Herr Jung, Sie haben 
sich ja schon zu Wort gemeldet.  

Es sind etwas über hundert Flüchtlinge, die derzeit in 
Wien um das Recht kämpfen, als Menschen und nicht 
als Tiere behandelt zu werden. (Abg Mag Wolfgang 
Jung: In der Nacht ist niemand von Ihnen in der Kirche! 
Erzählen Sie keine Märchen!) Der Ball liegt nun bei der 
Innenministerin, und ich appelliere an Sie, Frau Ministe-
rin Mikl-Leitner, nehmen Sie die Forderungen ernst. 
Geben Sie diesen Menschen die Möglichkeit, legal in 
Österreich zu leben und ihren Beitrag zu dieser Gesell-
schaft zu leisten. Geben Sie ihnen die Möglichkeit, zu 
arbeiten, sich zu bilden, menschenwürdig zu wohnen 
und sich ein selbstbestimmtes Leben aufzubauen. Am 
schönsten hat es bei der Pressekonferenz in der Votiv-
kirche am Donnerstag einer der Flüchtlinge selbst ge-
sagt: „Wir stellen keine Forderungen, sondern bieten 
Lösungsvorschläge für die Schwachstellen im Asylsys-
tem Österreichs an.“ 

Und ich appelliere an uns selbst als verantwortliche 
Politikerinnen und Politiker der Weltstadt Wien: Bieten 
wir diesen Menschen alle nur erdenkliche Unterstützung 
in ihrem Bedürfnis, als Menschen wahrgenommen zu 
werden (Abg Mag Wolfgang Jung: Wie viele Quartiere 
bieten die GRÜNEN an?), sich zu artikulieren, sichtbar 
zu bleiben und sich als Wienerinnen und Wiener zu 
fühlen. Etwas Besseres kann uns gar nicht passieren, als 
dass Menschen in diese Stadt kommen, die selbstbe-
stimmt leben und ihren Beitrag leisten wollen. (Abg Mag 
Wolfgang Jung: Bieten Sie ihnen Ihr Zuhause an?) Das 
ist gut für uns alle, für unsere Demokratie, für unsere 
Menschlichkeit, für unsere internationale Reputation als 
offene, moderne Metropole. – Ich danke Ihnen sehr 
herzlich. (Beifall bei den GRÜNEN und von Zuhörern auf 
der Galerie. – Abg Mag Wolfgang Jung: Und niemand 
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bei der SPÖ applaudiert!) 

Präsidentin Marianne Klicka : Ich möchte mich an 
dieser Stelle auch an die Zuhörer wenden. Da sich nach 
§ 11 die Zuhörer jeder Äußerung zu enthalten haben, 
ersuche ich Sie, auch die Beifallskundgebungen zu un-
terlassen.  

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gu-
denus. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (Klub der Wiener 
Freiheitlichen): Da müssen wir nur aufpassen. Vielleicht 
fordern jetzt die Flüchtlinge auch das Applausrecht auf 
den Galerien. Könnte ja sein, wäre nicht unmöglich.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Werte Frau 
Präsidentin!  

Nach solchen Reden wie vom Herrn Lobo fällt mir 
immer eine Szene in der Hexenküche aus Wolfgang 
Goethes Faust I ein, wo die Hexe ihr Hexen-Einmaleins 
zum Besten gibt und dann Faust sagt: „Mich dünkt, die 
Alte spricht im Fieber.“ Das fällt mir nur immer ein nach 
solchen Reden. (Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.)  

Er hat auch wunderbar unter Beweis gestellt, dass er 
Englisch gelernt hat und auch „Standard“-Artikel ablesen 
kann. Gratulation, Herr Lobo! Wirklich eine tolle Perfor-
mance, muss ich sagen, wirklich ganz top. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Aber ich frage mich schon – um jetzt wieder zum we-
niger ironischen Teil überzugehen –: Wie kann es sein, 
dass sich eine Partei wie die GRÜNEN heute – aber 
nicht nur heute, sondern überhaupt – so offen, nachhal-
tig, nachdrücklich und dreist auf die Seite der Illegalität 
stellt? Wie kann so etwas sein, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, dass Sie sich andauernd auf die 
Seite von Asylbetrügern stellen, von Missbrauch des 
Asylrechtes, des Gastrechtes und hier noch herausge-
hen und sagen, die Forderungen müssen erfüllt werden? 
Das kann es ja wohl nicht sein, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist wirklich schäbig, und da fragen sich ja zu 
Recht die meisten Menschen in diesem Land: Ja, tickt es 
denn bei den GRÜNEN eigentlich noch richtig? Tickt es 
bei denen eigentlich noch richtig, dass die sich so was 
von penetrant und dreist auf die Seite von Gesetzesbre-
chern stellen und dann noch fordern, dass die gratis 
Internet bekommen, gratis Satelliten-TV, eine Erhöhung 
des Taschengeldes? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben 
in Wien ein eklatantes Problem von Armut. (Beifall bei 
der FPÖ.) Immer mehr Menschen leben in Armut. Immer 
mehr Menschen leben in Armut unter anderem deswe-
gen, weil vor allem unter der grünen Regierungsbeteili-
gung die Gebühren in immer höhere, ja fast galaktische 
Höhen geschraubt wurden. (Lebhafte ironische Heiterkeit 
bei den GRÜNEN.) Deswegen leben die Menschen in 
Armut, und das belustigt Sie auch noch. Das ist ja wirk-
lich schäbig, meine sehr geehrten Damen und Herren. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Man erkennt es ja auch an Ihren Wortmeldungen, 
und man hat es auch bei der Wortmeldung von Herrn 
Akkilic gesehen, der versucht hat, ein bisschen zu men-
scheln. Herr Akkilic, menscheln ist nicht gutmenscheln, 

und Sie gutmenscheln, und gutmenscheln ist das Ge-
genteil von menschlich. Schreiben Sie sich das einmal in 
Ihr Stammbuch, Herr Akkilic. Das ist genau das. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Da beklagen wir uns zu Recht über die Armut, über 
die wachsende Armut in unserer Wiener Heimatstadt, 
dass immer mehr Menschen und vor allem Kinder in 
Armut leben müssen, dass Familien in Armut leben müs-
sen, und anstatt die Armut zu bekämpfen, kommen Sie 
her und wollen die Armut nicht nur verschärfen, nein, Sie 
wollen Armut importieren. Importieren wir noch mehr 
Armut! Sie wollen, dass auch die wirtschaftliche Not als 
Asylgrund angewendet wird. Ich meine, tickt es bei Ihnen 
noch richtig, meine sehr geehrten Damen und Herren? 
Sie wollen noch mehr Armut importieren, so nach dem 
Motto: Mir geht es schlecht in meinem Heimatland, und 
zwar ohne verfolgt zu werden, mir geht es wirtschaftlich 
schlecht. Jetzt lassen wir uns tausende Kilometer nach 
Österreich schleppen. Da warten die GRÜNEN auf uns 
in der Votivkirche, und wir sitzen im Leo. Das ist schäbig, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist schäbig 
auf Kosten der Österreicher und Österreicherinnen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Gehen Sie einmal her und bekämpfen ernsthaft die 
Armut in diesem Land und bilden Sie nicht dauernd ab-
sichtlich einen Magneten für Wirtschaftsflüchtlinge und 
Asylbetrüger. Hören Sie endlich auf, den Menschen 
falsche Hoffnungen zu machen! 

Und ich sage Ihnen eines: Die einzig richtige Maß-
nahme wären menschenwürdige Aufnahmezentren für 
Flüchtlinge und von mir aus auch Scheinasylanten bei 
den Außengrenzen Europas oder in der Nähe von Kon-
fliktherden weltweit. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Nicht 
so schreien! Ein bisschen leiser!) Denn ich sehe nicht 
ein, warum die Menschen unbedingt nach Österreich und 
nach Wien kommen müssen, wenn sie tausende Kilome-
ter entfernt anscheinend ein Problem haben. Wir wissen 
ganz genau, mindestens 90 Prozent der Asylwerber sind 
Asylbetrüger, und Asylbetrug ist und bleibt ein Verbre-
chen. Und Sie stellen sich, wenn Sie so weitermachen, 
auf die Seite der Verbrecher. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster Zu Wort 
gemeldet ist Herr Abg Wagner. Ich erteile es ihm. 

Abg Kurt Wagner  (Sozialdemokratische Fraktion des 
Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsiden-
tin! Geschätzte Damen und Herren!  

Ich glaube, wir waren jetzt in den letzten Minuten 
wieder Zeuge, wie man eigentlich mit einem Thema, das 
berührend ist, bei dem man aber – unter Anführungszei-
chen – im wahrsten Sinn des Wortes die Kirche im Dorf 
lassen sollte, nicht umgehen sollte. 

Herr Klubobmann Gudenus, Sie haben uns heute 
jetzt in den letzten fünf Minuten bewiesen, man kann mit 
diesem Thema sehr theatralisch umgehen, gleichzeitig 
sehr wenig sagen oder manches sagen, was im Prinzip 
unnötig ist. Es gibt hier im Wiener Landtag Debattenbei-
träge, die sinnvoll und notwendig sind, es gibt Debatten-
beiträge, die vielleicht weniger wertvoll sind, es gibt auch 
verzichtbare Debattenbeiträge. Ich glaube, Sie gehören 
heute in die dritte Kategorie, Herr Klubobmann. (Beifall 



Landtag, 19. WP 7. Jänner 2013 21. Sitzung / 21 

 
von Abg Mag Rüdiger Maresch.) 

Ich darf Ihnen dazu sagen, wenn Sie hier von Asylbe-
trügern reden und gleichzeitig auf der anderen Seite 
wieder mit Gebührenerhöhungen argumentieren, wenn 
Sie sagen, sie ticken nicht richtig, dann, glaube ich, über-
lassen Sie das, ob jemand richtig tickt, den Uhrmachern, 
verwenden Sie es nicht politisch, denn es bringt nichts.  

Ich kann mich erinnern, bei der letzten Debatte ... 
(Abg Mag Johann Gudenus, MAIS, weist in einem Zwi-
schenruf auf ein von ihm in Höhe gehaltenes Plakat mit 
der Aufschrift „Asylbetrug ist ein Verbrechen – und alle 
Unterstützer sind Beitragstäter“ hin.) 

Präsidentin Marianne Klicka  (unterbrechend): Herr 
Gudenus, Sie sind nicht am Wort. 

Abg Kurt Wagner  (fortsetzend): Bei der letzten De-
batte haben Sie die Mutter Teresa zitiert, und die Mutter 
Teresa hat mit Ihrer Argumentation überhaupt nichts zu 
tun. (Lebhafte Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wenn Ihr 
Bundesparteivorsitzender den Medien gegenüber in 
Interviews meint, man soll Menschen zwangsernähren 
und sie dann abschieben, dann, glaube ich, sieht man, 
dass in dieser Partei die Menschlichkeit nicht groß, son-
dern klein geschrieben wird. Und das ist auf das Ent-
schiedenste abzulehnen. (Beifall bei SPÖ und GRÜ-
NEN.) 

Meine geschätzten Damen und Herren! Angesichts 
des herbstlichen Asylgipfels, der sicher notwendig war, 
und der derzeitigen Debatte um die Asylwerber in der 
Votivkirche darf man nicht vergessen, dass es in Öster-
reich bereits Zeiten gegeben hat, wo viel mehr Men-
schen bei uns Asyl gesucht haben. 2003 hat es über 
32 000 Asylanträge gegeben. Das jetzt auch in Richtung 
der FPÖ: Ich glaube, zu diesem Zeitpunkt waren Sie im 
Bereich der Bundesregierung verantwortlich und tätig. 
2012 gibt es (Abg Mag Johann Gudenus, MAIS: Die Zahl 
der Anträge war hoch!) – gut, meine Damen und Herren, 
jetzt bin ich am Wort – 17 000 AsylwerberInnen. (Abg 
Mag Wolfgang Jung: Wollen Sie die Anträge verhin-
dern?) 2005 – da waren Sie auch noch mitverantwortlich, 
Sie haben sich zwar damals nicht mehr dazu bekannt – 
waren es über 29 000. (Abg Mag Jung: Ja, Anträge!) 
Anträge der Asylwerber. 

Ich glaube, was wir aber sagen können: Die Qualität 
der Grundversorgung in Wien ist hoch. Es wird auf die 
individuelle Problemlage der Asylwerberinnen und Asyl-
werber eingegangen. Die Stadt Wien vernetzt sich mit 
den NGOs, es gibt eine Kooperation mit Krankenhäu-
sern. Details zur Situation sind auch im aktuellen Wiener 
Sozialbericht 2012 auf der Seite 104 – für alle, die es 
vielleicht noch nicht gelesen haben – nachzulesen. Der 
Sozialbericht steht auf der Website der MA 24. Er ist 
aufzurufen – für alle, die es noch nicht gemacht haben – 
unter 
„www.wien.gv.at/gesundheit/einrichtungen/planung/pdf/s
ozialbericht.pdf und -reichtumsbericht.pdf“.  

Die meisten Quartiere in Wien, meine Damen und 
Herren, sind Privatquartiere von hoher Qualität, die auch 
noch einen weiteren Vorteil haben: Sie sind durchwegs 
günstiger als das organisierte Wohnen. Damit hat Wien 
unter allen Bundesländern den höchsten Anteil an Pri-

vatquartieren und die niedrigsten Kosten pro Person. 
Das soll man an dieser Stelle diesbezüglich auch sagen.  

Diese Art der Unterbringung im Rahmen der Grund-
versorgung kann auch anderen Bundesländern, etwa 
unserem Nachbarbundesland Niederösterreich, das sich 
momentan schon in einem Landtagswahlkampf befindet 
und das ja derzeit die Versorgungsquote nicht erfüllt, als 
Vorbild dienen. Wenn wir uns die Zahlen anschauen, so 
werden in Wien mit Stand des heutigen Tages 5 869 
Personen betreut, in Niederösterreich sind es 3 366 
Personen. Damit erfüllt Wien die Quote mit 141,47 Pro-
zent und Niederösterreich lediglich mit 85,81 Prozent. Ich 
glaube, wenn man in der Öffentlichkeit in diesem Wahl-
kampf stolz sagt, wir sind flächenmäßig das größte Bun-
desland, wir haben die gleiche Einwohneranzahl wie 
Wien, dann kann man die Verantwortung, wie sie Wien 
wahrnimmt, auch in diesem Bundesland wahrnehmen. 
Das soll keine Entschuldigung sein, das ist auch ein 
Appell an alle anderen Bundesländer, die bei Weitem 
ihre Quote nicht in dem Ausmaß erfüllen, wie Wien sie 
erfüllt.  

Unabhängig davon steht Wien zu seinen humanitä-
ren Verpflichtungen und Wertvorstellungen, Asylwerbe-
rInnen bestmöglich in der Grundversorgung unterzubrin-
gen. Nur einen Fehler, meine Damen und Herren, sollten 
wir geographisch nicht begehen: Nur weil das Bundes-
ministerium für Inneres seinen Sitz in Wien hat (Abg Mag 
Wolfgang Jung: Haben Sie was gewusst von der Räu-
mung oder haben Sie nichts gewusst?), ist die Situation 
kein Wiener Problem, sondern nach wie vor ein Bundes-
problem. Wien bemüht sich, hier mitzuhelfen, diese 
Probleme zu beseitigen, und wir werden das auch in den 
künftigen Jahren tun. (Abg Mag Wolfgang Jung: Haben 
Sie was gewusst oder nicht?) Herausrufen allein ist zu 
wenig, Herr Jung. Ich habe Ihnen das schon einmal 
gesagt: Nicht einmal ignorieren bei Ihren Beiträgen! – 
Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN. – Abg 
Mag Wolfgang Jung: Eine Antwort erwarte ich mir 
schon!) 

Präsidentin Marianne Klicka : Die Aktuelle Stunde ist 
somit beendet.  

Die Abgen Dipl-Ing Schicker, Ellensohn, Mag Gude-
nus, MAIS und Dkfm Dr Aichinger haben am 18. Dezem-
ber 2012 gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Ge-
setzesvorlage betreffend ein Gesetz über Petitionen in 
Wien eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss 
Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und 
Personal zugewiesen. 

Die Abgen Dipl-Ing Schicker und Ellensohn haben 
am 18. Dezember 2012 gemäß § 30b der Geschäftsord-
nung eine Gesetzesvorlage betreffend Regelungen für 
die Durchführung einer Volksbefragung eingebracht. 
Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Integration, Frau-
enfragen, KonsumentInnenschutz und Personal zuge-
wiesen.  

Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich 
folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Post-
nummern 1, 2, 4, 5 und 3 werden in dieser genannten 
Reihenfolge verhandelt. Gegen diese Umreihung wurde 
kein Einwand erhoben, und ich werde daher so vorge-
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hen. 

Die Postnummer 1 betrifft die erste Lesung der Vor-
lage eines Gesetzes über Petitionen in Wien. Berichter-
statterin hierzu ist Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich 
ersuche sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger : 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich 
bitte um Zustimmung zum Gesetz über Petitionen in 
Wien. Danke schön. 

Präsidentin Marianne Klicka : Gemäß § 30c Abs 10 
der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und 
Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich werde 
daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort 
gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren!  

Wir kommen nun zu einem Geschäftsstück, das ja 
grundsätzlich durchaus erfreulich ist. Wir haben eine 
politische Debatte, in der die vier Landtagsparteien im 
Wesentlichen einer Meinung sind. 

Es gibt einen Initiativantrag von allen vier Klubs und 
die Wiener Bürgerinnen und Bürger bekommen ein Peti-
tionsrecht. Sie werden es ab sofort leichter haben, ihre 
Ideen, Vorschläge und Anliegen in die Wiener Politik 
einzubringen. Es geht damit auch eine alte Forderung 
der ÖVP in Erfüllung. Bereits im Jahr 2005 haben wir so 
ein Petitionsrecht beantragt. Damals war die SPÖ der 
Meinung, dieses Recht kann man den Bürgern noch 
nicht geben und es hat keine Mehrheit gefunden. Ich 
habe dann am 29. Juni 2006 den Bürgermeister in der 
Fragestunde noch einmal nach dem Petitionsrecht ge-
fragt und er konnte es sich damals grundsätzlich vorstel-
len. Heute haben wir also den erfreulichen Tag, wo es 
zur Beschlussfassung dieses Petitionsgesetzes kommen 
wird. 500 Unterschriften sind für eine solche Petition 
erforderlich und sie soll sowohl die Verwaltung der Ge-
meinde betreffen können als auch Anliegen der Gesetz-
gebung und der Verwaltung des Landes. Es ist auch 
vorgesehen, dass so eine Petition im elektronischen 
Weg eingebracht werden kann.  

Petition wird folgenden Geschäftsgang nehmen: Es 
wird einen zuständigen amtsführenden Stadtrat geben 
und ich nehme an, das wird die Personalstadträtin sein, 
die im Augenblick auch die Integrationsstadträtin ist. Es 
scheint so, als würde es zu diesem Ressort dazugehö-
ren. Die Frau Stadträtin wird dann die Petition an einen 
neu einzurichtenden und neu zu beschickenden Petiti-
onsausschuss weiterleiten. Dort wird die Petition verhan-
delt, in Behandlung genommen. Der Petitionsausschuss 
hat grundsätzlich vier Möglichkeiten: Die erste, eher 
unwahrscheinliche, setzt sich nicht weiter mit der Petition 
auseinander. Variante 2 holt eine Stellungnahme von 
den zuständigen Stellen ein, etwas, was ich glaube, öfter 
passieren wird. Punkt 3 halte ich für sehr interessant, 
weil nämlich sogar Einbringer, Vertreter der Petenten in 
den Petitionsausschuss eingeladen werden können, um 
dort ihre Petition zu erläutern und um das Anliegen zu 

diskutieren. Und beim vierten Punkt kann dann der Peti-
tionsausschuss eine Empfehlung über die weitere Vor-
gangsweise beschließen. Diese Empfehlung wird an das 
zuständige Organ der Gemeinde weitergeleitet und die 
zuständige amtsführende Stadträtin informiert den Ein-
bringer über den Gang der Petition. Und die amtsführen-
de Stadträtin wird auch einmal im Gemeinderat über die 
Petitionen berichten.  

Es ist also durchwegs ein erfreuliches Instrument, 
das nun in Wien implementiert wird, ein Instrument der 
Bürgerbeteiligung und der Mitgestaltung. Es ist zwar 
nicht so stark wie das Recht von 5 Prozent der Wiener 
Bevölkerung, die eine Volksbefragung verlangen können, 
aber immerhin. Man hat ja auch nichts von einem stärke-
ren Recht wie dem einer Volksbefragung, wenn dem 
dann nicht nachgekommen wird, so wie wir das leider 
Gottes im letzten Jahr sehen mussten. (Abg Dr Kurt 
Stürzenbecher: Das war gesetzeskonform!) 

Ich wünsche mir daher, dass dem neuen Instrument 
des Petitionsrechtes ein Erfolg beschieden sein wird und 
auch den Bürgern, die eine solche Petition einbringen 
wollen, und mehr Erfolg und eine bessere Behandlung 
als Rot-Grün mit der im Sommer beantragten Volksbe-
fragung und den über hunderttausend Unterzeichnern 
umgegangen ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächste zum Wort 
gemeldet ist die Frau Abg Dr Kickert und ich ersuche sie 
darum. 

Abg Dr Jennifer Kickert  (Grüner Klub im Rathaus): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Be-
richterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!  

Ich werde mich kurz halten, weil der Kollege Ulm den 
Ablauf ja schon wunderbar geschildert hat und wir in den 
Beratungen zu diesem Gesetz ja im Großen und Ganzen 
einer Meinung gewesen sind, dieses Instrument der 
Mitwirkung in Wien auch einzuführen. Das heißt, ich 
werde all das, was bereits gesagt wurde, nicht wiederho-
len und auch deswegen nicht wiederholen, nur weil es 
von mir noch nicht gesagt worden ist. Auch ich freue 
mich darauf, dass es die Möglichkeit geben wird, Anlie-
gen, aber möglicherweise auch Beschwerden, nämlich in 
diesem Fall dann auch, würde ich sagen, wenn es von 
500 Menschen unterschriebene Beschwerden sind, 
durchaus gewichtige Beschwerden, zu bearbeiten. Und 
auch da nehme ich an, dass es sehr erfreulich sein wird, 
sich auch mit Beschwerden auseinandersetzen zu müs-
sen. Neben der Einbindung der EinbringerInnen halte ich 
auch die Möglichkeit, die Stellungnahme der verschiede-
nen Organe einzubeziehen, nicht nur für wichtig, sondern 
in vielen Fällen sogar für notwendig. 

Und etwas, was ich mir für die weitere Arbeit an die-
sem Gesetz wünsche, ist - nachdem ich ja der Meinung 
bin, dass demokratische Instrumente immer einer Ent-
wicklung unterliegen sollten, immer einer Begutachtung 
unterliegen sollten -, dass wir auch dieses Gesetz und 
dieses Instrument beobachten, ob zum Beispiel die An-
zahl der Unterschriften vielleicht eine zu große Hürde 
darstellen sollte oder ob es andere Möglichkeiten gibt, 
dieses Instrument in seiner Anwendung zu erleichtern. 
Also nicht nur, dass wir dieses Instrument einführen, ist 
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an sich eine gute Sache, sondern auch eine Verpflich-
tung an uns, als gesetzgebendes Organ darauf zu ach-
ten, dass dieses Instrument auch entsprechend ange-
wandt werden kann. Ich hoffe, dass wir uns alle dieser 
Aufgabe bewusst sind und freue mich auf eine Zustim-
mung Ihrerseits. Danke. (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Mag Gudenus. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (Klub der Wiener 
Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren!  

Zu einem etwas schöneren Thema kommen wir jetzt: 
Petitionsausschuss, Petitionsrecht für Wien ist auch eine 
langjährige Forderung der FPÖ gewesen gemeinsam mit 
der ÖVP und ich bin sehr froh, dass wir uns dazu durch-
ringen konnten, diese Forderung jetzt langsam auch in 
Gesetzesform zu gießen. Ich darf mich auch für das 
Verhandlungsklima im Herbst zwischen allen Fraktionen, 
zwischen den Klubobleuten Schicker, Ellensohn, Aichin-
ger, meiner Person und den Klubdirektoren bedanken, 
und nicht nur zu diesem Thema, sondern auch zu ande-
ren Punkten, die noch ihrer Umsetzung harren. Das sage 
ich ganz bewusst. Aber nichtsdestotrotz ist es jetzt ein-
mal nicht schlecht und ein kleiner Schritt in die richtige 
Richtung, dass wir heute dieses Petitionsgesetz be-
schließen, auch wenn eine Tageszeitung, ich weiß nicht, 
warum, geschrieben hat, wir stimmen dagegen. Es wäre 
ein bissel blöd, wenn wir gegen den eigenen Antrag 
stimmen. Das wird noch geklärt werden. Es ist also eine 
wichtige Sache, um es mit Ihren Worten zu sagen, ein 
niederschwelliges Instrument, damit sich die Menschen 
in der Stadt an der Politik beteiligen können. Ich sage 
bewusst nicht Bürger, weil Landesbürger und Staatsbür-
ger sind Österreicher. Es sind hier auch Nichtösterrei-
cher dabei. Das ist vielleicht ein kleiner Wermutstropfen 
für uns Freiheitliche. Aber man muss auch eingestehen, 
dass bei so niederschwelligen Instrumenten von 500 
Unterschriften man durchaus diesen Kompromiss schlie-
ßen konnte, was für uns aber nicht ein Präjudiz ist, ge-
nauso einen Mechanismus auch für ein Wahlrecht oder 
für sonstige Instrumente anwenden zu lassen, weil das 
Wahlrecht natürlich Staatsbürgerrecht bleiben muss. 
Dafür treten wir auch weiterhin vehement ein, es ist 
keine Frage. (Beifall bei der FPÖ.)  

Es wurde ja heute schon in der Fragestunde auch die 
Werdung des neuen Wahlrechts angesprochen. Auch 
das war ein Punkt der Verhandlungsrunden, dieser sehr 
konstruktiven Verhandlungsrunden im Herbst. Wir har-
ren, meine Fraktion harrt, überhaupt die Opposition harrt 
jetzt der genauen Umsetzung einer Wahlrechtsreform, 
wo natürlich auch dieser Pakt, der mit einer Unterschrift 
vor dem Notar besiegelt wurde, auch umgesetzt wird. 
Was nicht in die Verhandlungen im Herbst miteingeflos-
sen ist, und das hatte wahrscheinlich natürlich auch 
einen gewissen Hintergrund, eine gewisse Absicht, ist 
nämlich die Einsetzung und die Beschlussfassung über 
ein Gesetz des Landesverwaltungsgerichtshofes.  

Das wäre doch prädestiniert gewesen, hier bei die-
sen Verhandlungen auch mit darüber zu diskutieren. Das 
wurde aber im Endeffekt in einer wirklichen Nacht- und 

Nebelaktion, in einer Hauruckaktion, an der Opposition 
fast vorbeigeschummelt und im Dezember dann noch 
beschlossen wider alle rechtliche Gepflogenheiten, wider 
Art 6 der Menschenrechtskonvention.  

Wir werden auch schauen, dass wir hier natürlich den 
Verfassungsgerichtshof anrufen, weil wenn Sie mit der 
Opposition auch innerhalb dieser Verhandlungsrunden 
über dieses wichtige Gesetz gesprochen hätten, dann 
hätten wir vielleicht auch das eine oder andere noch 
entschärfen können, so wie auch viele Begutachter im 
Begutachtungsverfahren ja auch bekrittelt und ange-
merkt haben, dass es Punkte gibt, die man entschärfen 
sollte, damit dieses Gesetz auch der Verfassung ent-
spricht. Unserer Meinung nach ist es verfassungswidrig 
und entspricht nicht den rechtlichen Gepflogenheiten. 

Nichtsdestotrotz Wahlrecht, wir warten darauf. Auch 
ein Stadtrechnungshof wird ein wichtiges Thema sein, 
das hoffentlich bald auch zur Umsetzung kommt, ein 
wichtiges Thema der Kontrolle. Ein Stadtrechnungshof 
verdient auch nur dann den Namen Rechnungshof, wenn 
eben auch gewisse Kriterien eingehalten werden, so wie 
es auch beim Bundesrechnungshof der Fall ist.  

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, das 
Petitionsrecht lebt im Endeffekt von der Ausfüllung mit 
Leben. Ich kann nur jeden aufrufen, jeden Bürger aufru-
fen, sich daran zu beteiligen, sich einzubringen und auch 
bitte nicht dann, wenn einem eine Petition thematisch 
materiell nicht in den Kram passt, nämlich jetzt der rot-
grünen Regierung nicht in den Kram passt, diese Petition 
mir nichts, dir nichts abzuwürgen, weil der Verdacht 
schon nahe liegt, wenn man schon im Stande war, eine 
Initiierung einer Volksbefragung mit über 150 000 Unter-
schriften abzuwürgen, dann wird man wahrscheinlich 
noch eher und leichter bereit sein, eine Petition mit min-
desten 500 Unterschriften abzuwürgen. Nehmen auch 
Sie als Regierung, als rot-grüne Regierung hier in Wien 
dieses Petitionsrecht wirklich ernst, dass auch die The-
men diskutiert werden, die für Sie auf den ersten Blick 
vielleicht nicht so genehm sind. Das macht lebendige 
Demokratie aus, dafür stehen wir Freiheitliche. Und wir 
stimmen natürlich unserem gemeinsamen Initiativantrag 
heute zu. Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Dr Stürzenbecher. Ich ersuche 
darum. 

Abg Dr Kurt Stürzenbecher  (Sozialdemokratische 
Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Frau Landes-
rätin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Ich begrüße natürlich, wie auch die drei Vorredner, 
das vorliegende Gesetz über Petitionen in Wien. Ich 
finde, es ist ein wirksames zusätzliches Instrument für 
mehr, für noch mehr Bürgerbeteiligung und mehr Demo-
kratie in Wien, ein weiteres Element in einer breiten 
Palette von Möglichkeiten für die Bürgerinnen und Bür-
ger, sich einzubringen und die eigenen Lebensverhält-
nisse mitzugestalten. Ich meine, es ist kein Allheilmittel, 
dass jetzt Probleme, die es gibt, genau damit zu 100 
Prozent gelöst werden. Aber es ist in einer breiten Palet-
te von Möglichkeiten ein sehr positives, zusätzliches 
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Element und deshalb bin ich sehr froh, dass wir es heu-
te, und so wie ich jetzt gehört habe, anscheinend ein-
stimmig beschließen.  

Es ist auch so, dass wir dieses Petitionsrecht, wie es 
heißt, durchaus weiterentwickelt haben. Wenn man sich 
das in der Geschichte anschaut, war das ja ursprünglich 
ein Recht der Volksvertretung gegenüber dem monarchi-
schen Herrscher, später ein Recht eines Einzelnen. 
Übersetzt heißt es ja Bittschrift, Gesuch, Eingabe, also 
quasi nur ein Schreiben an eine zuständige Stelle, Be-
hörde um Ersuchen, um eine allgemeine Regelung oder 
eine Beschwerde für Abhilfe bei einem erlittenen Un-
recht. So wie wir es jetzt entwickelt haben, erstens auch 
im Nationalrat und auch wie wir es jetzt weiterentwickeln, 
ist es ein anerkannter Bestandteil der Bürgerrechte und 
Grundrechte geworden. Wenn Heinz Mayer im Bundes-
verfassungsrechtsbuch unter Bezugnahme auf Art 11 
Staatsgrundgesetz schreibt, dass die Behörden zwar 
verpflichtet seien, Petitionen entgegenzunehmen und 
einzusehen, nicht aber zum Inhalt Stellung zu nehmen 
und sie zu beantworten - das war ursprünglich die Inter-
pretation des Art 11 -, so hat man das jetzt doch sowohl 
auf Bundesebene als auch wir durch unseren Beschluss 
wesentlich weiterentwickelt. Der Kollege Ulm hat dan-
kenswerterweise ja schon darauf hingewiesen, wie es 
genau funktioniert, dass auch sehr ordentliche Verpflich-
tungen von uns Gemeinderäten und Landtagsabgeord-
neten und den Stellen, die dann damit betraut werden, 
Volksanwaltschaft oder Mitglieder der Stadtregierung, 
gegeben sind und auch ein hohes Maß an Einbindung 
der Einbringer. Also ich glaube, es ist insgesamt ein 
gelungenes Ganzes.  

Zur Kollegin Kickert, der ich mich natürlich inhaltlich 
auch anschließen kann zu den 500 Unterschriften, ist zu 
sagen, wir haben es ja bewusst sehr niederschwellig 
gestaltet. Es ist nicht so, wie es jetzt beispielsweise bei 
Volksbegehren auf Bundesebene ist, dass man zum 
Magistrat gehen muss, sondern es reicht eine schriftliche 
Eingabe beziehungsweise sogar elektronisch ist es mög-
lich. Das ist ja doch etwas, was, glaube ich, damit man 
doch auch die 500 Unterschriften sozusagen auf ein 
niedriges und niederschwelliges Niveau setzt. Aber na-
türlich werden wir uns weiter anschauen, wie es ist, und 
es gegebenenfalls noch weiterentwickeln.  

Also dieses Recht ist ein sehr gutes Recht und ich 
meine, dass wir das jetzt hier erfreulicherweise einstim-
mig beschließen, damit kommen wir auch einem Auftrag 
der Wienerinnen und Wiener entgegen, dass wir die 
Demokratie ja ständig weiterentwickeln. Also immer 
wenn man stehen bleibt, fällt man ja eigentlich zurück 
und deshalb wollen wir ständig die Demokratie in Wien 
weiterentwickeln und sind da, glaube ich, auch auf einem 
guten Weg.  

Ob jetzt diese gesamte Wahlrechtsreform, so wie wir 
es ursprünglich vorgehabt hatten, bis Ende 2012 unter 
Dach und Fach ist, was ja eine Selbstbindung war und 
was natürlich einvernehmlich durch die beiden Regie-
rungsparteien verlängert werden kann, vor allem wenn 
man bedenkt, dass erst ab 2015 zu wählen ist. Also es 
ist sicher besser, im Jahr 2013 etwas Ausgereiftes zu 

beschließen als 2012, nur weil man es irgendwo stehen 
hat, was ja nicht Gesetzeskraft hat, etwas voreilig und 
noch unausgereift zu beschließen. Also das, glaube ich, 
war auch die richtige Entscheidung. Aber das, was aus-
gereift ist, und dieser Petitionsausschuss ist ausgereift, 
wird heute schon mit einhelliger Zustimmung beschlos-
sen. Ich danke auch allen Fraktionen, die hier an der 
Ausarbeitung konstruktiv mitgewirkt haben. Ich kann 
auch nur die Wienerinnen und Wiener auffordern - und 
ich glaube, wir haben alle die Aufgabe, das jetzt auch 
publik zu machen -, dass sie von diesem neuen Instru-
ment wirklich Gebrauch machen und bin auch zuver-
sichtlich, dass sie davon Gebrauch machen werden. Es 
ist das Petitionsrecht von einer ursprünglichen quasi 
Bitte von uns zu einem wirklich emanzipatorischen Recht 
der Mitbestimmung weiterentwickelt worden. 

In dem Sinn darf ich wirklich sagen, haben wir heute 
einen guten Tag bei der Weiterentwicklung der Demokra-
tie in Wien und kann wirklich auch nur die Zustimmung 
zu dieser Vorlage empfehlen. Danke schön. (Beilage bei 
SPÖ und GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 
geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf 
das Schlusswort. Wir kommen nun zur Abstimmung über 
die Gesetzesvorlage. 

Art 2 und Art 3 Abs 2 sind Verfassungsbestimmun-
gen. Hierfür ist gemäß § 124 Abs 2 der Wiener Stadtver-
fassung die Anwesenheit der Hälfte der Landtagsabge-
ordneten erforderlich, die ich nun auch feststelle. Gemäß 
§ 124a der Wiener Stadtverfassung ist für einen gültigen 
Beschluss eine Mehrheit von zwei Drittel der abgegebe-
nen Stimmen erforderlich. Diese Bestimmungen gelten 
für beide Lesungen. Ich ersuche jene Mitglieder des 
Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Ein-
gang zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Ich 
stelle die Einstimmigkeit fest und somit ist das Gesetz in 
erster Lesung angenommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-
vorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche jene 
Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre 
Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Das ist auch die Einstimmigkeit und somit ist das 
Gesetz einstimmig beschlossen. 

(Abg Prof Harry Kopietz: Nein! Zweite Lesung!) Ich 
komme erst zur zweiten Lesung. Ich bitte daher jene 
Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter 
Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. 
Das ist jetzt die zweite Lesung. - Das Gesetz ist somit in 
zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 

Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage 
eines Gesetzes, mit dem die Wiener Stadtverfassung 
geändert wird. Berichterstatterin hiezu ist Frau Amtsf 
StRin Frauenberger. Ich ersuche sie, die Verhandlung 
einzuleiten.  

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger : 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich bitte um Zustimmung. 

Präsidentin Marianne Klicka : Gemäß § 30c Abs 10 
der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und 
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Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben? Das ist nicht der Fall, ich werde daher 
so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemel-
det ist Herr Abg Dr Ulm. 

Abg Dr Wolfgang Ulm  (ÖVP-Klub der Bundeshaupt-
stadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadt-
rätin! Sehr verehrte Damen und Herren!  

Wie sich ein einmal gemachter politischer Fehler fort-
setzt, können wir beim heutigen Geschäftsstück erken-
nen. Beim Thema Volksbefragung und Parkpickerl ist ja 
für Rot-Grün so ziemlich alles schiefgegangen, was nur 
schiefgehen konnte. Wir haben als ÖVP begonnen, im 
Mai/Juni diese Unterschriften zu sammeln. Damals war 
man noch guter Hoffnung bei Rot und Grün: Ah, das 
werden sie nicht schaffen, 60 000, 70 000 Unterschriften, 
dann wird noch sehr genau nachgezählt werden, das 
wird sich nicht ausgehen. Na, dann hat sich die FPÖ der 
Initiative angeschlossen, dann haben sich viele unab-
hängige Initiativen, viele Bürger angeschlossen, und wir 
haben weit über 100 000 Unterschriften für ein Anliegen 
zusammengebracht, das den Wienern unter den Nägeln 
brennt. Sie wollen ganz einfach gefragt werden, ob eine 
Ausdehnung der Kurzparkzonen gewünscht ist oder 
nicht, ein legitimes Anliegen, nur Rot-Grün hält halt rela-
tiv wenig davon. Jetzt hat man gesagt, na ja, wenn es 
jetzt tatsächlich schon so viele Unterschriften gibt, dann 
werden wir einfach erklären, dass die Fragestellung 
unzulässig ist. Gesagt, getan, man ist dann draufge-
kommen, dass man ein Jahr vorher zwar eine City-Maut 
abfragen hat lassen, hat sich aber davon nicht wirklich 
beeindrucken lassen. Man hat dann auch darauf hinge-
wiesen: Ja. wenn ihr das so interpretiert mit den Entgel-
ten und mit den Tarifen laut der Wiener Stadtverfassung, 
dann müsste das doch auch für die antragstellenden 
Bezirke gelten, die einen Antrag auf Einführung des 
Parkpickerls gestellt haben, das aber auch nicht zu Ab-
gaben, Entgelten und Tarifen machen dürfen. Das hat 
aber weiterhin Rot-Grün nicht wirklich verunsichern kön-
nen - nein, die lassen wir nicht zu. 

Dann hat es das nächste Problem gegeben. Der 
Bürgermeister hat erklärt, es soll aber natürlich trotzdem 
das Volk befragt werden, nur auf eine andere rechtmäßi-
ge Art und Weise. Das ist natürlich einigermaßen 
schwierig geworden und die Juristen haben sich ver-
ständlicherweise geplagt, weil die Quadratur des Kreises 
nicht etwas ganz so Einfaches ist. Man hat sich dann 
gedacht, na ja Kurzparkzonen geht nicht, City-Maut geht 
nicht, Parkpickerl geht nicht – Parkraumregelung! Das 
drücken wir durch, mit Parkraumregelung machen wir es 
jetzt, und es gibt jetzt eine Fragestellung mit dem Begriff 
der Parkraumregelung. Versprochen hat der Bürgermeis-
ter die Volksbefragung bis zum Jahreswechsel. Das geht 
sich natürlich auch nicht aus, ist sich lang nicht ausge-
gangen. Dann hat man gesagt, na, jetzt haben wir es 
endlich, jetzt haben wir alles gebogen, wie es nur ir-
gendwie geht, im März findet diese Volksbefragung statt. 
Leider funktioniert das auch nicht, Bundeswahlen stehen 
dem entgegen und deshalb gibt es heute diese Land-
tagssitzung und gibt es diesen Initiativantrag, der so 
harmlos ausschaut, wo lediglich die Wendung „zwei 

Monate“ durch die Wendung „einen Monat“ ersetzt wer-
den soll. Dagegen hätten wir im Prinzip ja überhaupt 
nichts, denn diese Änderung würde mehr Volksbefra-
gungen ermöglichen, würde die direkte Demokratie er-
leichtern. Wie leicht es die direkte Demokratie in dieser 
Stadt hat, sehen wir allerdings, wie sie mit über 100 000 
Unterschriften umgehen. 

Jetzt sind wir also an dem Punkt angelangt, wo diese 
entscheidende Frage 1 lautet:  

Wie soll die Parkplatzsituation und Lebensqualität für 
BezirksbewohnerInnen verbessert werden?  

Es sollen für jeden Wiener Bezirk Parkraumregelun-
gen eingeführt werden.  

Es soll Lösungen für einzelne Bezirke geben mit Be-
rücksichtigung der Interessen der Nachbarbezirke.  

So weit, so unpräzise und unverständlich. Was man 
aber sagen kann, ist, Sie bieten uns eine Suggestivfrage 
an, eine Scheinfrage mit Scheinalternativen. Sie setzen 
voraus, und deshalb ist es eine Suggestivfrage, dass Sie 
mit Ihren Maßnahmen die Parkplatzsituation und Le-
bensqualität der Bewohner verbessern. Das ist eine klare 
Suggestivfrage, denn diese Verbesserung steht noch in 
den Sternen. Das wird sich erst herausstellen und sehr 
viele Bürger glauben das nicht, dass Ihre Maßnahmen zu 
einer Verbesserung der Lebensqualität führen. Aber Sie 
stellen eine echte Scheinfrage, denn Sie wissen ja ge-
nau, wohin Sie wollen, also zumindestens die GRÜNEN 
wissen es sehr genau, nämlich in eine andere Richtung 
als die Mehrheit der Wiener will. Die Roten, die SPÖ, die 
weiß es nicht ganz genau, aber die Antwort ist nicht 
wirklich interessant für Rot-Grün. Aber man muss den 
Bürger einmal befragen, weil es der Bürgermeister ge-
sagt hat. Sie sind nämlich nicht an der Antwort interes-
siert, ob die Bürger gegen die Ausdehnung der Park-
raumbewirtschaftung wären. Sie stellen nur Scheinalter-
nativen zur Verfügung, denn der Unterschied zwischen 
a) und b) ist kein besonders großer, weil es in jedem Fall 
die Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung geben 
soll, entweder für ganz Wien oder für einzelne Bezirke, 
wobei halt dann, wenn es mehrere Bezirke wären, es 
irgendwann einmal auch ganz Wien sein wird.  

Sehr geehrte Damen und Herren, das ist keine Art 
und Weise, wie man mit der direkten Demokratie um-
geht! Das ist keine Art und Weise, wie man mit den Wie-
nern umgeht! Das ist eine Verhöhnung der Bürger und 
eine Verhöhnung von mehr als 100 000 Unterzeichnern! 
(Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Ich meine, bei der SPÖ, hätte ich jetzt fast gesagt, 
überrascht es mich nicht so wahnsinnig. Aber bei den 
GRÜNEN ist es doch so, dass sie aus einer grünen 
Bewegung hervorgegangen sind. Sie sind doch aus einer 
Bürgerbewegung hervorgegangen! Die Mitbestimmung, 
die direkte Demokratie, die Freiheit, das war Ihnen ein-
mal was Wichtiges! (Abg Mag Wolfgang Jung: Das war 
einmal!) Das Gegenteil ist heute der Fall. Ich war nie 
einer, der gesagt hat, die GRÜNEN, das wissen wir eh, 
das sind die Kommunisten von heute. Nein, das habe ich 
nie gesagt, zu denen habe ich nicht gehört. Aber heute 
stehen Sie für Gesellschaftsgängelung und Bevormun-
dung, ich kann es nicht anders feststellen, und das hat 
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mit Demokratie und mit Freiheit herzlich wenig zu tun! 
(Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Ich sage Ihnen nichts Neues, wenn ich sage (Heiter-
keit bei den GRÜNEN.), die Demokratie sollte die Sphäre 
der individuellen Freiheit ausdehnen. Gerade die direkte 
Demokratie sollte mehr Freiheit, mehr Gestaltungsmög-
lichkeit, mehr Entscheidungsmöglichkeit für den Einzel-
nen bringen. Aber mit Ihrer Volksbefragung machen Sie 
genau das Gegenteil, denn Sie geben die Erweiterung 
der Kurzparkzonengebiete vor. Sie nehmen den Bürgern 
die Möglichkeit, gegen weitere Kurzparkzonen zu ent-
scheiden. Ihre Volksbefragung dient lediglich der Verhin-
derung unserer Volksbefragung, nämlich jener, die mehr 
als 100 000 Unterzeichner verlangt haben. Diese Vor-
gangsweise ist mehr als ungehörig, die ist wirklich letzt-
klassig, die ist eine Schande. (Beifall bei ÖVP und FPÖ.)  

Ich meine, bisher war ich der Meinung, es gibt in die-
sem Haus so etwas wie einen Grundkonsens zum frei-
heitlichen Rechtsstaat. Aber ich stelle nicht einmal mehr 
diesen Grundkonsens zum freiheitlichen Rechtsstaat 
fest, denn in dem sind hohe Werte des Individuums und 
die Individualität und er ist gekennzeichnet durch einen 
Werte- und Meinungspluralismus. Dazu gehört, dass 
man die Meinung von einem anderen akzeptiert, auch 
wenn es nicht die eigene Meinung ist, und dazu gehört 
auch, dass man Ergebnisse akzeptiert, die einen nicht 
freuen.  

Aber Sie akzeptieren einfach nicht, dass eine Volks-
befragung stattfinden muss, wenn sie genügend Bürger 
verlangen. Sie akzeptieren nicht den politischen Erfolg 
anderer, wenn es gelingt, über 100 000 Unterschriften zu 
sammeln. Und Sie akzeptieren nicht eine absehbare 
Niederlage als Ergebnis einer durchzuführenden Volks-
befragung. Und Sie beugen das Recht dazu! Sie messen 
mit ungleichem Maß, es ist Ihnen ganz egal. Sie sagen, 
unsere Frage ist unzulässig, aber Sie dürfen zur City-
Maut fragen. Und Sie dürfen zu Parkraumregelungen 
fragen. Das ist nicht haltbar! Sie verschanzen sich hinter 
juristischen Argumenten, die es nicht gibt, die nicht halt-
bar sind. Und ich sage Ihnen etwas: Gehen Sie doch den 
geradlinigen Weg! Sagen Sie, wir haben eine andere 
Meinung zum Thema Parken, zum Thema Volksbefra-
gung. Sagen Sie, okay, wir müssen diese Volksbefra-
gung machen, wir sind anderer Meinung, machen aber 
die Bürger vor der Volksbefragung gleich darauf auf-
merksam, sie ist nicht bindend und auch bei einem ande-
ren Ergebnis werden wir es anders machen. Da würde 
ich mich zwar nicht sehr freuen drüber, aber das wäre 
wenigstens eine Vorgangsweise, wo ich sage, die ist 
rechtmäßig, die ist legitim und die ist mutig. Aber recht-
mäßig, geradlinig und mutig, das wäre auch das Gegen-
teil der rot-grünen Politik! (Beifall bei ÖVP und FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Ellensohn. Ich ersuche ihn darum. 

Abg David Ellensohn  (Grüner Klub im Rathaus): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Eigentlich ein sehr einfaches Thema heute. Was be-
schließen wir? Eine Verbesserung der Wiener Landes-
verfassung. Wir hatten eine Regelung, die einen Abstand 
von zwei Monaten zwischen verschiedenen demokrati-

schen Instrumenten notwendig macht, und verbessern 
das, verkürzen das auf einen Monat. Eigentlich, und 
davon gehe ich auch aus, sollten sich alle in dem Haus 
einig sein, dass das ein guter Schritt ist. Die alte Rege-
lung kommt halt aus anderen Zeiten, wo der Aufwand 
anders war, wo auch nicht so oft nachgefragt wurde, 
Volksbefragungen, Volksabstimmungen und andere 
Instrumente der Demokratie. Ich hoffe, dass wir das 
heute hier einstimmig beschließen können. Ich gebe 
schon zu, noch viel leichter wäre gewesen, man hätte 
das jetzt nicht aus dem Anlass gemacht, dass wir aktuell 
eine Befragung haben. Nur, die Idee hätte natürlich jeder 
haben dürfen. Wir hatten ja auch Vier-Parteien-
Diskussionen, wo alle möglichen Themen eingebracht 
werden dürfen. Tatsache ist, rein materiell inhaltlich hat 
wohl niemand was gegen die Verkürzung. Also werden 
wir das in aller Ruhe einstimmig beschließen, hoffe ich, 
und haben es in Zukunft leichter, wenn Volksbefragun-
gen und Volksabstimmungen in diesem Land anstehen. 
So einfach wäre es eigentlich und so einfach würde ich 
gerne 2013 immer, wenn wir da einen Sachverhalt ha-
ben, den wir klären müssen, weil das ja eigentlich ein 
Gesetz ist, das hätte man jetzt tatsächlich auch in die 
Annahmeerklärung, die gibt es nicht im Landtag, aber 
man hätte das auch ohne lange gegeneinander zu reden 
und für andere Themen aufzubringen, durchmachen 
können, weil wir uns ja in der Frage einig sind, glaube 
ich. Ich weiß es jetzt noch nicht fix, aber ich bin davon 
ausgegangen. Ich freue mich, dass wir 2013 die Mög-
lichkeiten erhöhen, dass Befragungen in einem höheren 
Tempo stattfinden können. Es kann ja passieren. In der 
Vergangenheit war das seltener der Fall. Das ist ein 
guter Schritt und ist eine Verbesserung der Wiener Lan-
desverfassung und deswegen werden wir selbstver-
ständlich dem zustimmen. Vielen Dank. (Beifall bei 
GRÜNEN und SPÖ:) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Mag Gudenus. Ich ersuche ihn 
darum. 

Abg Mag Johann Gudenus , MAIS (Klub der Wiener 
Freiheitlichen): Ja, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! 

In aller Kürze möchte ich eigentlich auch das unter-
streichen, was mein Vorvorredner Dr Ulm gesagt hat. Ich 
möchte mich entschieden gegen die Wortmeldungen des 
Herrn Kollegen Ellensohn verwehren, der gesagt hat, 
man könnte das jetzt theoretisch mit einer Annahmeer-
klärung durchpeitschen, die es ja im Landtag nicht gibt, 
keine Frage. Ja, wenn sie sie gäbe, würden wir sie nicht 
zur Anwendung bringen, weil diese Änderung eines 
Gesetzes oder eines Passus der Wiener Stadtverfas-
sung ja im Endeffekt an allen Ecken und Enden stinkt. 
Sie stinkt juristisch, wo man hinschaut, wo man hinriecht. 
Da merkt man auch diesen Dilettantismus, der hier im 
rot-grünen Wien rein juristisch auch Einzug genommen 
hat. Man geht her, beschließt im Dezember, am 14. 
Dezember bei der letzten Sitzung des Jahres, eine 
Volksbefragung für Anfang März und kommt dann plötz-
lich drauf, dass der § 112b diesem Termin entgegen-
steht. Also hat man sich da nicht schon früher Gedanken 
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drüber machen können, umso mehr, weil schon im Juni 
seitens des Herrn Bürgermeisters eine Volksbefragung 
angekündigt wurde und im Endeffekt diese Volksbefra-
gung, die im März stattfinden soll, diejenige ist, die im 
Juni angekündigt wurde? Sie wurde zwar als Volksbefra-
gung mit vielen Fragen zur Verkehrsproblematik in Wien, 
Parkplatzthema, Parkometerthema und dergleichen 
angekündigt. Wie wir jetzt sehen können, gibt es da nur 
eine Frage und die Frage ist in sich auch nicht ganz 
logisch. Man kann sich im Endeffekt zwischen Pech und 
Schwefel entscheiden und nicht über das Ob, sondern 
nur über das „wie man ausgesackelt werden will“. Das ist 
eben auch eine Sache, die demokratiepolitisch relativ 
seltsam ist. Diese Volksbefragung wurde im Juni ange-
kündigt, kam im Dezember zur Beschlussfassung und im 
Endeffekt kommt man fünf Minuten vor Beschlussfas-
sung drauf, dass der Text der eigenen Frage, der Frage 
Nummer 1 für die Volksbefragung, nämlich der Frage 
über die Parkometerzonen, anscheinend verfassungs- 
oder rechtswidrig ist. Das ist doch bitte Dilettantismus 
pur und ich verstehe nicht, wie es sein kann, dass hier in 
einem Hohen Haus, dem Rathaus in Wien, im Endeffekt 
mit juristischen Normen so etwas von leichtfertig, fahr-
lässig und schäbig umgegangen werden kann, meine 
sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 
Das wirft kein gutes Bild auf diese Wiener Stadtregie-
rung!  

Im Endeffekt ist die heutige Beschlussfassung über 
die Änderung des § 112b ja auch ein reiner Willkürakt, 
weil er im Endeffekt ja rückwirkend etwas ändern soll, 
das im Dezember schon beschlossen wurde. Auch das 
ist im Endeffekt ein Punkt, der den Verfassungsgerichts-
hof interessieren könnte. Wir werden alles tun, um diese 
Änderung des Gesetzes mit allen rechtlichen und politi-
schen Mitteln zu bekämpfen und scheuen auch nicht 
davor zurück, den Verfassungsgerichtshof damit zu 
befassen, weil Recht muss Recht bleiben! Es kann nicht 
sein, dass das Recht hier gebeugt, gebogen wird, wie 
man es braucht und im Endeffekt die Bürger überhaupt 
kein Recht haben, wenn hier über 150 000 Unterschriften 
drübergefahren wurde. Das kann nicht sein! Das ist 
weder sozial noch demokratisch! (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Schicker. Ich erteile es 
ihm. 

Abg Dipl-Ing Rudi Schicker  (Sozialdemokratische 
Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): 
Danke, Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! 

Wir haben jetzt ein paar Argumente gehört, die es 
wert wären, sich genauer damit auseinanderzusetzen. 
Ich darf aber darauf verweisen, dass der Herr Bürger-
meister schon zu Beginn der heutigen Fragestunde - ich 
glaube, die 2. Frage war es - eine sehr ausreichende und 
sehr intensive Erklärung gegeben hat, wieso und warum 
wir heute diese Anpassung der Wiener Stadtverfassung 
in diesem einen Paragraphen machen, weil wir eben 
mehr Demokratie, mehr direkte Demokratie auf ver-
schiedensten Ebenen unserer Republik auch zulassen 
wollen und das auch in schnellerer Abfolge. Und genau 

das ist der Punkt, um den es hier geht. Hätten wir näm-
lich die Möglichkeit ausgenutzt, die die Stadtverfassung 
in ihrer jetzigen Form gegeben hat, dann hätten wir unter 
Umständen das Pech haben können, dass die Befra-
gung, die im vergangenen Juli für in einem halben Jahr 
angekündigt worden ist, möglicherweise erst im Dezem-
ber 2013 hätte stattfinden können. Der Bürgermeister hat 
das heute in der Früh sehr genau expliziert. Also ich 
glaube, Sie können das selber auch nachrechnen. Wir 
wären hier sehr in die Enge gekommen. Außerdem je-
manden eineinhalb Jahre nach Einführung der Park-
raumbewirtschaftung zu fragen, ob er es jetzt haben will 
oder nicht, ist wohl eine etwas merkwürdige Fragestel-
lung. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir von der SPÖ 
suchen uns das nicht aus, wo es uns mit direkter Demo-
kratie passt und wo es uns nicht passt, sondern wir 
nehmen das, was ganz offensichtlich Themenstellungen 
in der Stadt sind, greifen sie auf und stellen sie in Befra-
gungen zur Abstimmung. Wir nehmen Themen ... (Abg 
Anton Mahdalik: Die Olympischen Spiele!) Ja, Olympi-
sche Spiele, danke für das Stichwort, Kollege Mahdalik. 
Das ist ein Thema in einer Stadt, wo Spitzensport und 
Breitensport gleichermaßen (Abg Anton Mahdalik: Ja ja, 
bei den Sportanlagen!) zum Thema gemacht werden und 
wo wir genau wissen, dass Sportanlagen auch einem 
gewissen Alterungsprozess unterliegen.  

Wenn wir uns für eine Veranstaltung bewerben (Auf-
regung bei der FPÖ.), die im nächsten Jahrzehnt statt-
findet, haben wir genügend Zeit, Anlagen auch entspre-
chend aufzubereiten, vorzubereiten und überhaupt neu 
einzurichten, noch dazu mit dem Vorteil der Olympischen 
Spielen, dass das eine Veranstaltung ist, die eine Stadt 
dann nicht alleine, sondern in gemeinsamer Anstrengung 
mit der Republik Österreich herstellt und unterstützt.  

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann auch mit 
der Polemik sehr wenig anfangen, dass das hier aus-
schließlich Anlassgesetzgebung wäre. (Abg Armin Blind: 
Na, nicht nur!) Es ist Anlassgesetzgebung, Sie haben 
recht, es ist Anlassgesetzgebung. Der Anlass ist, dass 
das Innenministerium das zunächst - so muss man be-
ginnen, dass zunächst der Jännertermin nicht möglich 
war, weil wir die Bundesbefragung zur Wehrpflicht im 
Jänner haben und die (Aufregung bei Abg Mag Wolfgang 
Jung.) Befragungsmethode und die Rechtsgrundlage auf 
Bundesebene eine gänzlich andere ist als in Wien. Sie 
wissen genau, dass man bei der Bundesbefragung ins 
Wahllokal gehen muss beziehungsweise eine Wahlkarte 
beantragen muss. Das ist ein etwas holpriger Prozess. In 
Wien bekommen Sie aber die Karte zugestellt und kön-
nen sie zurückschicken. Das ist ein viel einfacherer und 
viel niederschwelligerer Zugang zur Demokratie genau-
so, wie das zum Beispiel auch in der Schweiz gehand-
habt wird. Daher kann man die beiden Befragungen 
leider, wir hätten das gerne getan, nicht zusammenle-
gen. Dass man mit der Befragung innerhalb des 1. Quar-
tals dieses Jahres bleibt, war unser Wunsch, denn man 
soll die Bürgerinnen und Bürger nicht zu lange auf eine 
vorgesehene Befragung warten lassen. Und das wäre 
jetzt auf einmal nicht möglich gewesen, weil das Innen-
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ministerium, und das liegt ausschließlich im Ermessens-
bereich der Frau Innenminister, wann die Auflage eines 
Volksbegehrens stattfindet, weil die Frau Innenminister 
sich ausgerechnet einen Termin ausgesucht hat, der 
dann unsere Befragung in Wien nicht mehr zugelassen 
hätte. Mit dieser Anlassgesetzgebung heute beheben wir 
das und genau darum geht es auch. Wir wollen den 
Wienerinnen und Wienern nicht Demokratie versperren, 
wir wollen den Zugang zur direkten Demokratie nicht 
hintan halten, sondern im Gegenteil, wir wollen es auch 
erleichtern und mehrfach ermöglichen. Das ist der 
Grund, warum ich auch die Oppositionsparteien ersuche, 
diesem Gesetz zuzustimmen, denn es macht Sinn und 
es ist sinnvoll und es ist zeitgemäß. (Beifall bei SPÖ und 
GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abg Jung. Ich erteile es ihm. 

Abg Mag Wolfgang Jung  (Klub der Wiener Freiheitli-
chen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!  

Nur zur Richtigstellung über die seriöse Vorbereitung. 
Ich lese Ihnen die APA vom 20. August letzten Jahres 
vor: „Wiens Bürgermeister Häupl, der einst die Wehr-
pflichtdebatte losgetreten hat“ - das bereut er mittlerweile 
eh schon, wie man aus dem letzten Interview vergange-
ne Woche gesehen hat – „kann sich laut ‚Kronen-
Zeitung‘ eine Befragung zum Berufsheer sowie zum 
Parkpickerl am selben Tag vorstellen.“ Am selben Tag 
vorstellen! „Er schließt eine gleichzeitige Volksbefragung 
nicht aus, heißt es auch ausdrücklich auf ‚Standard‘-
Anfrage an Häupls Büro.“  

Der Herr Bürgermeister kennt sich nicht aus! Das ist 
es und nichts anderes. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 
geschlossen und erteile der Frau Berichterstatterin das 
Schlusswort.  

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger : 
Sehr geehrte Damen und Herren!  

Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, die Angrif-
fe auf die Kompetenz unserer MitarbeiterInnen in diesem 
Haus abzuwehren und möchte mich hier an dieser Stelle 
als Personalstadträtin hinter die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dieser Stadt stellen, die mit (Beifall bei SPÖ 
und GRÜNEN.) großem Engagement ihre Arbeit in die-
ser Stadt erledigen. Ich möchte mich bei dieser Gele-
genheit auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
bedanken und möchte auch den Willkürvorwurf zurück-
weisen, wobei ich aber sagen muss, dass der Herr Klub-
obmann Schicker hier ja auch schon einiges besprochen 
hat.  

Wir haben im vorgehenden Poststück das Petitions-
recht beschlossen, ein richtiger Schritt, ein gemeinsamer 
richtiger Schritt in Richtung direkte Demokratie. Auch 
dieser Initiativantrag ist ein wichtiger Schritt in Richtung 
Stärkung der direkten Demokratie, weil vielleicht irgend-
wann einmal durchaus berechtigte, langwierige Fristen-
läufe in der heutigen Situation einfach nicht mehr pass-
genau sind für das, was wir uns hier in dieser Stadt unter 
direkter Demokratie vorstellen. Daher ist es ein guter und 
ein richtiger Schritt und ich bitte alle um Zustimmung. 

Danke schön. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 
Präsidentin Marianne Klicka : Wir kommen nun zur 

Abstimmung über die Gesetzesvorlage. Ich ersuche jene 
Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich 
Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu erhe-
ben. - Das ist mehrstimmig so beschlossen. Das Gesetz 
ist somit in erster Lesung angenommen.  

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-
vorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich ersuche jene 
Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre 
Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Dafür ist eine Zweidrittelmehrheit notwendig. Ich 
stelle die notwendige Zweidrittelmehrheit fest. Ich ersu-
che daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Ge-
setz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zei-
chen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter 
Lesung mehrstimmig beschlossen.  

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste 
Lesung der Vorlage eines Gesetzes, in dem das Wiener 
Leichen- und Bestattungsgesetz - WLBG, das Wiener 
Sozialhilfegesetz - WSHG und das Wiener Mindestsiche-
rungsgesetz - WMG geändert werden. Berichterstatter 
hiezu ist in Vertretung von StRin Mag Sonja Wehsely 
Herr LAbg Wagner. Ich ersuche Sie, die Verhandlung 
einzuleiten.  

Berichterstatter Abg Kurt Wagner : Ich ersuche um 
Zustimmung zur Gesetzesvorlage.  

Präsidentin Marianne Klicka : Da zu diesem Tages-
ordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir 
gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des 
Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Ein-
gang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, 
um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in 
erster Lesung einstimmig angenommen.  

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-
vorlage sofort vornehmen zu lassen und ersuche jene 
Mitglieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre 
Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der 
Hand. - Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest. Somit 
ersuche ich jene Mitglieder des Landtages, die dem 
Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein 
Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. 
Somit ist das Gesetz einstimmig in zweiter Lesung be-
schlossen. 

Wir kommen zu Postnummer 5. Sie betrifft die erste 
Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener 
Katastrophenhilfe- und Krisenmanagementgesetz – W-
KKG geändert wird. Berichterstatter hiezu ist Herr Amtsf 
StR Dr Ludwig. Ich ersuche ihn, die Verhandlung einzu-
leiten.  

Berichterstatter Amtsf StR Dr Michael Ludwig : Ich 
ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäfts-
stück.  

Präsidentin Marianne Klicka : Gemäß § 30c Abs 10 
der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und 
Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben? Das ist nicht der Fall. Ich werde da-
her so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet und zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Guggenbichler.  

Abg Ing Udo Guggenbichler  (Klub der Wiener Frei-
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heitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren!  

Wir werden natürlich dieser Post zustimmen. Ich darf 
die Möglichkeit nur nutzen, um einen Beschlussantrag 
einzubringen. Wir alle durften erleben, wie um die Tage 
um Silvester ein Unmaß an Lärmbelästigung durch 
Knallkörper auf die Wiener Bürger losgelassen wurde. 
Wir müssen schon bedenken, dass hier sehr viele ruhe-
bedürftige Kinder, aber auch Tiere und auch Menschen, 
die einfach in den Silvesterfeiertagen hin und wieder ein 
Stück Ruhe haben wollen, in Wien vorhanden sind. Die 
Problematik ist die, es sind sehr viele Beschwerden bei 
uns eingegangen, dass auch das Verbot der Knallkörper 
in den Innenhöfen nicht eingehalten wurde, auch nicht im 
1. Bezirk. Aus diesem Grund darf ich einen Beschlussan-
trag einbringen: 

„Der Landtag fordert die Bundesregierung auf, eine 
Änderung des Pyrotechnikgesetzes dahin gehend her-
beizuführen, dass der Gebrauch von Knallkörpern zu 
Silvester zeitlich und lärmtechnisch eingeschränkt wird.“ 

Ich glaube, es ist auch anders möglich, würdig Sil-
vester zu feiern. Danke sehr. (Beifall bei der FPÖ.)  

Präsidentin Marianne Klicka : Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 
geschlossen und erteile dem Herrn Berichterstatter das 
Schlusswort. Der Herr Berichterstatter verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Gesetzesvor-
lage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der 
Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen 
wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig so 
beschlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung 
angenommen. 

Ich komme zur Abstimmung über den Beschlussan-
trag des FPÖ-Landtagsabgeordneten Ing Udo Guggen-
bichler betreffend Reduktion von Silvesterknallkörpern. 
Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zei-
chen mit der Hand. – Das ist die Minderheit. Gegen den 
Antrag sind die Parteien SPÖ und die GRÜNEN. Somit 
ist dieser Antrag abgelehnt.  

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-
vorlage sofort vornehmen zu lassen. Ich bitte jene Mit-
glieder des Landtages, die diesem Vorschlag ihre Zu-
stimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich 
stelle die Einstimmigkeit fest. Ich bitte jene Mitglieder des 
Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustim-
men wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier 
stelle ich die Einstimmigkeit fest. Somit ist das Gesetz in 
zweiter Lesung einstimmig beschlossen.  

Wir kommen zur Postnummer 3. Sie betrifft die erste 
Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz 
betreffend die Jugendwohlfahrt - Wiener Jugendwohl-
fahrtgesetz 1990, WrJWG 1990 -, geändert wird. Be-
richterstatter hiezu ist Herr Amtsf StR Oxonitsch. Ich 
ersuche ihn, die Verhandlungen einzuleiten.  

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch : Sehr 
geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich bitte um Beschlussfassung des vorlie-
genden Gesetzesentwurfes. 

Präsidentin Marianne Klicka : Gemäß § 30c Abs 10 
der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und 

Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird dagegen ein 
Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall, ich werde 
daher so vorgehen. Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Nepp. 

Abg Dominik Nepp  (Klub der Wiener Freiheitlichen): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Hierbei handelt es sich um ein Gesetz, mit dem das 
Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz geändert wird. Wir ha-
ben hier zwei Kritikpunkte. Der eine ist, bis jetzt konnte 
man sich ja bei der Anerkennung der Berufsqualifikation 
die Besten der Besten aussuchen, eben weil es in dem 
Gesetz heißt, dass der Ausbildung eines anderen Lan-
des auf Grund eines Staatsvertrags mehr oder weniger 
dieselben Rechte für den Berufszugang zu gewähren ist 
wie österreichischen Staatsbürgern, das heißt, wir konn-
ten uns bis jetzt die Besten der Besten raussuchen. Jetzt 
kommt eine Änderung auf Grund einer Richtlinie der EU, 
dass das nämlich auch für Ausbildungen von Drittstaats-
angehörigen gilt, soweit sich hinsichtlich der Anerken-
nung von Berufsqualifikation nach dem Recht der Euro-
päischen Union eine Gleichstellung ergibt. Hier vermuten 
wir, dass ja gerade der in Wien von der SPÖ so hochge-
lobte Standard im Bereich der Jugendwohlfahrt gesenkt 
wird und Personen die Qualifikation angerechnet wird, 
die sie nach unseren Standards nicht haben.  

Das Zweite, was wir zu bekritteln haben, ist, dass 
dadurch auch Richtlinien umgesetzt werden wie das 
Recht auf Familienzusammenführung. Wenn man sich 
hier die Richtlinie anschaut, so steht hier: Familienzu-
sammenführung bezeichnet ausdrücklich die Einreise 
und den Aufenthalt von Familienangehörigen eines sich 
rechtmäßig in einem Mitgliedsstaat aufhaltenden Dritt-
staatsangehörigen und zwar – und jetzt kommt das, was 
wir problematisch sehen – eben mit dem Ziel, die Famili-
engemeinschaft aufrechtzuerhalten, unabhängig davon, 
ob die Familienbindung vor oder nach der Einreise der 
Zusammenführenden entstanden ist. Das heißt, ich hätte 
ja noch Verständnis, wenn vor der Einreise dann die 
Familie mehr oder weniger nachher zuziehen will. Auch 
da gibt es natürlich unterschiedliche Standpunkte, in 
welchem Ausmaß das zu tun ist. Allerdings nach der 
Einreise eine Familienzusammenführung, das sehen wir 
schon wieder sehr, sehr, sehr problematisch. Wie schaut 
das aus? Jetzt hält sich der bei uns, in unserem Land, 
auf und dann fährt er kurz nach Hause, lernt dort seine 
zukünftige Familie kennen und will sie gleich wieder 
mithaben. Wobei hier eben auch die Zuwanderung un-
kontrolliert ist, also der erste Schritt nicht nachzuvollzie-
hen ist, und hier nicht Tür und Tor geöffnet wird auf 
Grund dieser Umsetzung der Richtlinie, dass auf Grund 
der Familienzusammenführung hier wieder ein Schlupf-
loch für die unkontrollierte Zuwanderung geschaffen 
wird. Das sind unsere Kritikpunkte, die wir hier in diesem 
Gesetz sehen und deswegen werden wir diesem Gesetz 
auch nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka : Als Nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abg Florianschütz. Ich ersuche ihn um 
seine Wortmeldung. 

Abg Peter Florianschütz  (Sozialdemokratische Frak-
tion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr 
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geehrte Frau Vorsitzende! Herr Landesrat! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren!  

Ich gehe davon aus, Kollege Nepp, dass da ein 
Missverständnis vorliegt und ich versuche, es Ihnen zu 
erklären. Erstens einmal die Frage der Qualifikation. Das 
Qualifikationsniveau auf europäischer Ebene ist jetzt 
bereits Standard, denn wir haben zum Beispiel die erste 
und zweite Hochschulrichtlinie und davon ist hier die 
Rede. In Wirklichkeit geht es ja nicht um die Frage, die 
Qualifikationsniveaus zu senken, sondern Potenziale zu 
heben. Nehmen wir ein Beispiel: Eine aus dem Land X, 
um hier keines zu nennen, kommende Akademikerin 
kommt mit Hilfe der Blue Card - fünf Jahre ist sie schon 
in der Europäischen Union - in unser Land, um hier einen 
hochqualifizierten Job zu haben und nimmt ihren Ehegat-
ten, binnen sechs Monaten hat sie ja die Möglichkeit, 
nimmt ihren Ehegatten ... (Aufregung bei den Abgen 
Dominik Nepp und Armin Blind.) Warte, dann machen wir 
es der Reihe nach, damit es einfacher ist. Sie geht also 
her, holt dann ihren Ehegatten nach und der Ehegatte 
hat im Land X Diplomkindergärtnerin, Diplomkindergärt-
ner oder Sozialpädagogin, Sozialpädagoge gelernt. Das 
ist ein Mangelberuf bei uns. Und jetzt geht’s darum, und 
das ist der Gegenstand dieser Richtlinie und deren ge-
setzliche Umsetzung, sicherzustellen, dass dieser Ehe-
mann dann in diesem vom ihm erlernten qualifizierten 
Beruf bei uns arbeiten kann im Bereich der Sozialhilfe. 
Darum auch Sozialhilfegesetz. Und um nichts anderes 
geht’s.  

Zweitens: Nehmen wir an, die Frau ist zu uns ge-
kommen, übt hier ihre qualifizierte Tätigkeit aus und 
heiratet einen anderen Drittstaatsangehörigen, der noch 
nicht ihr Ehegatte gewesen ist, als sie auf Grund der 
Blue Card zu uns gekommen ist. Das ist nichts anderes 
als das, was sich tagtäglich in Form von Eheschließun-
gen zwischen Drittstaatsangehörigen abspielt, die nicht 
im Lande wohnhaft sind. In Wirklichkeit ist das weder 
was Neues noch was Besonderes, sondern das ist gel-
tendes Recht, möchte ich Ihnen sagen. Der Umkehr-
schluss würde ja bedeuten, dass Sie fordern, dass je-
mand, der auf Grund der Blue Card in Österreich tätig ist, 
nicht ins Ausland oder aus dem Ausland jemanden heira-
ten dürfte oder aber, dass seine Ehegattin oder ihr Ehe-
gatte dann nicht ins Bundesgebiet einreisen dürfte. Und 
das ist ja wohl eine etwas eigenartige Vorstellung, möch-
te ich Ihnen sagen. (Abg Dominik Nepp: Und das Nieder-
lassungs- und Aufenthaltsrecht?) Da brauchen wir kein 
... Nein, nein, nein, Sie haben was versäumt. Da gibt es 
ein Bündel bereits geltender, gesetzlicher Möglichkeiten 
und Richtlinien sowohl der EU als auch der nationalen 

Gesetzgebung und das ist ein kleines Detailproblem. Da 
geht es auch gar nicht um die Frage der Familienzu-
sammenführung und der Erlaubnis der Familienzusam-
menführung, sondern um die Anerkennung von familien-
zusammengeführten Personen. Das ist ein gewaltiger 
Unterschied. Also das ist keine Frage des Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsrechtes. Das möchte ich Ihnen 
nur sagen. Da sind Sie am Holzweg. 

Es geht darum, in diesem Gesetz und auch in der 
Richtlinie ist der Gedankengang, Potenziale von Men-
schen, die in dieses Land kommen, legal zu nützen, 
damit sie einen Beitrag letztendlich für sich, aber auch 
für den Wohlstand unserer Gesellschaft leisten können 
und in diesem Land tätig sein können. Das ist sehr zu 
begrüßen und sehr zu unterstützen. Daher ersuche ich 
Sie sehr, dieser Vorlage zuzustimmen. Danke schön. 
(Beifall bei SPÖ, GRÜNEN und von den Abgen Ing Isa-
bella Leeb und Mag Ines Anger-Koch.) 

Präsident Prof Harry Kopietz : Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für 
geschlossen. Der Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlusswort.  

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Geset-
zesvorlage. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die 
der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen 
wollen, die Hand zu heben. - Danke, das ist mehrstimmig 
mit den Stimmen der SPÖ, ÖVP und GRÜNEN so be-
schlossen. Das Gesetz ist somit in erster Lesung ange-
nommen. 

Ich schlage vor, die zweite Lesung dieser Gesetzes-
vorlage sofort vorzunehmen. Daher bitte ich alle Mitglie-
der des Landtages, die meinem Vorschlag die Zustim-
mung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke, 
das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte daher jene 
Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz nunmehr in 
zweiter Lesung zustimmen wollen, ebenfalls um ein 
Zeichen mit der Hand. – Danke, das ist mehrstimmig so 
beschlossen. 

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung er-
ledigt.  

Da alle auf der Tagesordnung stehenden Gesetzes-
vorlagen in erster und zweiter Lesung beschlossen wur-
den, wird gemäß § 7 Abs 3 der Geschäftsordnung des 
Wiener Landtages die für morgen, den 8. Jänner 2013 
anberaumte Sitzung des Wiener Landtages abgesagt.  

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sit-
zung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. 
Die Sitzung ist geschlossen. Schönen Nachmittag! 

(Ende der Sitzung um 14.01 Uhr)

 


